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Die Sicherung eines menschenwürdigen Auskommens durch ein existenzsi-
cherndes Einkommen gehört zu den vornehmsten Aufgaben der Sozialpolitik.
Dabei hat sich im Verlauf des 20. Jahrhunderts gezeigt, dass eine gewisse Ent-
kopplung zwischen marktgesteuerter Produktion von Gütern und Dienstleis-
tungen und der staatlich gesteuerten Distribution von Sozialeinkommen so-
wie dem Zugang zu sozialen, gesundheitlichen und kulturellen Diensten so-
wohl den Bedürfnissen und Werten der Bevölkerung wie den Funktionsanfor-
derungen einer hoch arbeitsteiligen Gesellschaft entgegen kommt. Gøsta Es-
ping-Andersen bezeichnete diesen Prozess als „Dekommodifizierung“ (Esping-
Andersen 1990). Gerade im Bereich der Sicherung des Existenzminimums wird
diese  relative  Entkopplung  von  Arbeitsleistung  und  Einkommensanspruch
kontrovers  diskutiert  und  dabei  ideologisch  aufgeladen.  Der  Vorwurf  des
„Missbrauchs“  von  Sozialleistungen und das so  genannte „Lohnabstandsge-
bot“  der  Sozialhilfe  beziehungsweise  von  Sozialtransfers  allgemein  spielen
(nicht nur) in Deutschland immer  wieder eine große Rolle. Die Entgegenset-
zung von nationaler und betrieblicher „Arbeiterpolitik“ (Sozialversicherungen)
und kommunaler „Armenpolitik“ (Fürsorge, Sozialhilfe), von fleißigem Arbeit-
nehmer  und  „unwürdigem“  Armen  prägte  die  deutsche  Sozialpolitik
(Sachße/Tennstedt 1998). Mit der „Agenda 2010“ der rot-grünen Bundesregie-
rung im Jahr 2003 und der seit 2005 wirksamen Zusammenlegung der bun-
desfinanzierten Arbeitslosenhilfe mit der kommunal finanzierten Sozialhilfe
zu einem aus Bundesmitteln finanzierten „Arbeitslosengeld II“ beziehungswei-
se  „Sozialgeld“  („Hartz IV“)  wurde  die  Grundeinkommenssicherung  in
Deutschland strukturell neu geordnet. 

Die  folgenden  Überlegungen  rekonstruieren  diese  neue  Situation  und
schlagen eine Deutung vor, in  der  die  Idee  eines  Grundeinkommens  bezie-
hungsweise Bürgergeldes im Zentrum einer zeitgemäßen Sozialreform steht.
Ich  konzentriere  mich  dabei  insbesondere  auf  den  Vorschlag  „Solidarisches
Bürgergeld“ von Dieter Althaus, dem Thüringer Ministerpräsidenten und CDU-
Politiker. Zu diesem Vorschlag habe ich mit Wolfgang Strengmann-Kuhn eine
ausführliche  finanz-  und  sozialpolitische  Analyse  erstellt  (Opielka/Streng-
mann-Kuhn 2007). Das vorliegende Papier besteht aus drei analytischen Blö-
cken. Im ersten Kapitel wird die Einkommenssicherung im deutschen Sozial-
staat skizziert, in ihren neueren Veränderungen beschrieben und die Diskussion
um ein Grundeinkommen knapp zusammengefasst. Im zweiten Kapitel wer-
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den zwei konkrete Vorschläge für ein Grundeinkommen diskutiert, zum einen
die Idee einer Grundeinkommensversicherung, vor allem aber der Vorschlag
Solidarisches Bürgergeld. Im dritten Kapitel wird die Sozialreform-Idee Grund-
einkommen  in  ihrer  ordnungspolitischen  Bedeutung  gewürdigt.  Der  Fokus
liegt dabei auf den Gemeinschaftswirkungen des Grundeinkommens, einer-
seits auf der Bedeutung für Familien- und Unterhaltsbeziehungen, zum ande-
ren für freiwilliges Engagement und die Gemeinschaftsbindungen der Gesell-
schaft insgesamt. Der analytische Fokus ist hier die Idee des Wohlfahrtsregi-
mes. Er erlaubt eine Objektivierung der Wertorientierungen, die mit den Sozi-
alreformideen verknüpft sind.

 1  Einkommenssicherung im deutschen Sozialstaat

Im  Grundgesetz  (GG)  wird die  Bundesrepublik  Deutschland  als  ein sozialer
Bundesstaat und sozialer Rechtsstaat ausgewiesen (Art. 20 und 28 GG). Nach
Präzisierung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesgerichtshofs ver-
pflichtet  das  Sozialstaatsprinzip  den  Staat, für  soziale  Gerechtigkeit  auf  der
Grundlage der Achtung der Menschenwürde und des Rechtsstaatsprinzips zu
sorgen (Eichenhofer 2005). Bei reformpolitischen Entscheidungen ist das Sozial-
staatsgebot zu beachten. Es bindet staatliches Handeln generell an das Stre-
ben nach sozialer Gerechtigkeit, wird allerdings seit Anfang der 1990er-Jahre
mehr und mehr in Frage gestellt (Bäcker u. a. 2000, S. 131). Aus dieser Staatsziel-
bestimmung sind unter anderem die Verpflichtung der staatlichen Organe ab-
geleitet worden, jedem die Mindestvoraussetzung eines menschenwürdigen
Daseins zu sichern, für eine gerechte Sozialordnung zu sorgen, die Hilfe der
Gemeinschaft den Menschen zukommen zu lassen, die materielle, gesundheit-
liche oder andere psychische Probleme haben und sich selbst nicht helfen kön-
nen, Chancengleichheit für sozial Benachteiligte zu schaffen und soziale Ge-
gensätze auszugleichen beziehungsweise zu reduzieren. Diesen Bestimmun-
gen wird im Wesentlichen durch einen Mix sozialer Sicherungssysteme nach-
gekommen, die als zentrale Systemprinzipien den deutschen Sozialstaat kenn-
zeichnen: die  Fürsorge, die  Versorgung und die  Sozialversicherung (Lampert/
Althammer 2004, S. 235 ff.). Seit dem Jahr 2003 wird auch in Deutschland ein
viertes Sicherungssystem diskutiert: die Bürgerversicherung, die es bei vielen
europäischen Nachbarn (zum Beispiel Schweiz, Niederlande) wie in den USA
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(Rentenversicherung „Social Security“) schon seit langem gibt und die auch in
der früheren DDR ansatzweise existierte (Opielka 2004, S. 154 f.). Mit der deut-
schen Vereinigung (1990) wurde nur das westdeutsche System weitergeführt
(zum Überblick siehe Abbildung 1).

Das Prinzip Fürsorge bezieht sich in erster Linie auf die sozialstaatlichen
Hilfen im Falle des Armutsrisikos. Zuständig dafür war bis 31. Dezember 2004
das System der Sozialhilfe, das  Bundessozialhilfegesetz  (BSHG). Dies  ist  seit
dem 1. Januar 2005 ersetzt worden durch das Sozialgesetzbuch (SGB) II  und
durch das SGB XII. Gekennzeichnet ist das System der Fürsorge durch die kon-
sequente Orientierung am Bedarf, die Steuerfinanzierung, eine Nachrangig-
keit gegenüber sonstigen Vermögen, Einkommen und Unterhaltsansprüchen,
durch eine bedingte Rückzahlungsverpflichtung und, bezogen auf das SGB II,
ein Sanktionsinstrumentarium zur Verpflichtung auf Erwerbsarbeit. Das Prin-
zip der Versorgung beinhaltet die Entschädigung aus Steuermitteln für beson-
dere Opfer, die dem Staat erbracht wurden, oder für soziale Status, die dem
Staat besonders wichtig erscheinen, zum Beispiel für Beamte oder Kriegsopfer,
aber auch Kinder- und Elterngeld folgen diesem Prinzip (Opielka 2004, S. 26).
Diesen  Leistungsansprüchen  gehen  keine  Beitragszahlungen  voraus.  Durch
das Prinzip der Sozialversicherung schließlich werden im Kern die klassischen
Risiken im gesamten Lebenslauf abgedeckt. Leistungsansprüche werden hier
in erster Linie über das Lohnarbeitsverhältnis begründet und Leistungen erfol-
gen vorwiegend in Form von Geldleistungen, die als  Ersatz  für Arbeitslohn
fungieren (zum Beispiel  Rente, Krankengeld, Arbeitslosengeld) und insoweit
den bisherigen Lebensstandard sichern sollen. Das auf Bismarck und seine So-
zialgesetze zurückgehende Sozialversicherungsprinzip gilt als spezifisch deut-
sche Errungenschaft und ist  gekennzeichnet durch eine lohnbezogene Bei-
tragserhebung, durch  die  paritätische Finanzierung  von  Arbeitgebern  und
Arbeitnehmern sowie – bei monetären Transfers – durch eine Äquivalenz von
Beiträgen und Leistungen (Lampert/Althammer 2004, S. 237).

Mit der spezifischen Ausgestaltung der sozialen Sicherung als Mix dieser
drei Systemprinzipien, mit dem Schwerpunkt auf der Sozialversicherung, gilt
der  deutsche  Sozialstaat  als  besonderes  wohlfahrtsstaatliches  Arrangement
und wird vom liberalen Typus angelsächsischer Prägung wie vom sozialdemo-
kratischen Typus skandinavischer Prägung unterschieden. Diese Differenzie-
rung wurde von Esping-Andersen (1990) mit der Typologie der „Drei Welten
des  Wohlfahrtskapitalismus“  eingeführt.  Esping-Andersen  unterschied  drei
verschiedene  Ausprägungen  wohlfahrtsstaatlicher  Regime: der  liberale,  der
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konservative und der  sozialdemokratische (sozialistische) Typus (zur Erweite-
rung um den vierten Regimetyp  Garantismus  siehe Opielka 2004; Carigiet/
Opielka 2006 und zum Vergleich mit der Schweiz: Opielka 2005 a; zum Über-
blick: Arts/Gelissen 2002). Deutschland zählte Esping-Andersen zum Prototyp
konservativer  (korporatistischer)  Wohlfahrtsstaaten, denn hier  ist  der  Erhalt
von  Statusunterschieden  mit  klassen-  und  statusgebundenen  Rechten  prä-
gend.  Dekommodifizierende,  also  arbeitsmarktunabhängige,  soziale  Rechte
sind eher marginal, und der Markt als Wohlfahrtsproduzent ist weniger stark
ausgeprägt. Orientiert wird hier auf das System Familie und Haushalt. 

Abbildung 1: Systemprinzipien des deutschen Sozialstaats

Der deutsche, konservative Regimetypus galt  lange Zeit  als  Erfolgsmodell. So
war beispielsweise der bundesdeutsche Arbeitsmarkt der 1960er- und 1970er-
Jahre in der Lage, fast alle (willigen) Teile der Bevölkerung aufzunehmen, selbst
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Geringqualifizierte konnten ihr Auskommen finden.1 Doch das, was einst als
Exportschlager  gefeiert  wurde,  ist  mittlerweile  ein  Problem: die  (bismarck-
sche)  Koppelung der  sozialen Sicherung an den Status, genauer, an den Er-
werbsarbeitsstatus einer Person. Denn das seit gut 30 Jahren steigende Un-
gleichgewicht von Angebot und Nachfrage am Arbeitsmarkt und die Erosion
des so  genannten „Normalarbeitsverhältnisses“  haben das deutsche System
der  sozialen  Sicherung  vor  gewaltige  finanzielle  Belastungen  gestellt.  Das
deutsche Modell des „Rheinischen Kapitalismus“, das auf den Ausgleich von
Kapital und Arbeit sowie auf die Stabilisierung der traditionellen „Normalfa-
milie“ und das ihr zugrunde liegende „Ernährermodell“ („male bread winner
model“; Lewis 2003, Pfau-Effinger 2004) ausgerichtet ist, sieht sich in diesem
Zusammenhang in einer erheblichen Legitimationskrise, die die Politik unter
Zugzwang setzt.

1.1 Der aktuelle Wandel in der Sicherung des
Existenzminimums

Spätestens seit 2003 entbrannte eine breite politische Debatte um die Zukunft
des deutschen Wohlfahrtsstaatsmodells. Zentrale Stichworte sind: die „Agenda
2010“ der damaligen rot-grünen Bundesregierung (1998–2005), die so genann-
te Rürup- und die Herzog-Kommission der Bundesregierung beziehungsweise
der  CDU-Opposition  sowie  die  so  genannte  Hartz-Kommission, die  im  Jahr
2002  eine  grundlegende  Reform  des  deutschen  Arbeitsmarktes  vorbereiten
sollte (BMAS 2002). Gemeinsam ist all diesen Reformbemühungen eine neue
Politikform, in der ein anderer Politikstil sichtbar wird. Dieser versucht, „den
über Jahre aufgebauten Reformstau dadurch aufzulösen, dass die Politik zu-
sammen  mit  den  zentralen  Akteuren  in  dem  jeweiligen  Politikfeld  han-
delt“ (Heinze 2003, S. 149). Das Handeln selbst ist eingebettet in einen Moder-
nisierungsdiskurs, der  dem Sozialstaat  scharfe  Kritik, vorrangig  mit  Bezug
auf Finanzierbarkeit, Kostenineffizienz und mangelnde Problemlösekapazi-
tät zuteil werden lässt (Hasse 2003). 

1 Über den Arbeitsmarkt vollzog sich die Inklusion. Dies meint ein politisches Verfahren der sukzessiven Einbezie-

hung immer weiterer Bevölkerungsgruppen in Systeme einer staatlich verantworteten sozialen Sicherung. Es ist

kennzeichnend für das traditionell  sozialdemokratische Wohlfahrtsstaatsmodell.  Allerdings erfolgte die gesell-

schaftliche Inklusion von Frauen im westdeutschen Nachkriegssozialstaat vor allem über die Familie, ihre Arbeits-

marktpartizipation war im internationalen Vergleich gering – ganz anders in der DDR, die eine der höchsten weib-

lichen Erwerbsquoten aufwies (Opielka 2002).
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Der angestrebte Umbau des Sozialstaats erfolgt dabei unter der Signatur
der „Aktivierung“ und der mit ihr verbundenen Maxime des „Fördern und For-
dern“. Beide Begriffe sind seit den 1990er-Jahren zu einem zentralen Leitbild
der  westlichen  wohlfahrtsstaatlichen  Transformation  geworden  (Gilbert
2002). Das dahinter stehende Politikkonzept will Umfang und Reichweite öf-
fentlicher  Güter  zurückschrauben und staatliche, aber  auch verbandlich-ge-
meinschaftliche,  korporative  Verteilungsmechanismen  zugunsten  einer  als
überlegen betrachteten Marktsteuerung einschränken (Opielka 2003, S. 543 f.).
Der Bürger soll in diesem Konzept verpflichtet werden auf eine marktkonfor-
me Ausrichtung seines Lebens (Lessenich 2003; Lahusen/Stark 2003).

Dieser Sozialstaatsumbau vom Markt korrigierenden zum aktivierenden
Staat zielt auf eine Verwirklichung von Marktprinzipien in umfassendem Sin-
ne und richtet sich gegen das traditionelle deutsche Sozialstaatsverständnis,
bei dem der Sozialstaat gegenüber seinen Bürgern im Bedarfsfall als Garant
und verlässlicher Ausfallbürge mit  dem Ziel  der  „Lebensstandardsicherung“
steht. Daran koppeln sich Forderungen, nicht mehr die Rechte des Einzelnen
auf Kosten der Pflichten gegenüber dem Gemeinwesen „überzubetonen“, son-
dern mithilfe einer „Neubelebung“ der Pflichten die Bürger, vor allem aber die
Sozialstaatsklientel zu aktivieren. Gutwillig interpretiert läge dem die Über-
zeugung zugrunde, dass die Motivation und Handlungsbereitschaft zur Selbst-
hilfe durchaus vorhanden sind, sie eben nur aktiviert also in Bewegung gesetzt
werden müssen. Vielfach wird gleichwohl vermutet, dass die Metapher der Ak-
tivierung dazu instrumentalisiert werde, den weiteren Rückbau solcher sozial-
staatlichen Schutzrechte zu betreiben, „die den Einzelnen vor den Pressionen
und Risiken des Marktes schützen sollten“ (Trube/Wohlfahrt 2004, S. 2.).

Als  exemplarisches  Beispiel  für diese  „Transformation des  Wohlfahrts-
staates“ (Gilbert 2002) kann die so genannte „Hartz“-Gesetzgebung, vor allem
„Hartz IV“ gelten (Kaltenborn u. a. 2006). Der damalige Bundeskanzler Gerhard
Schröder  hat  sie  in  seiner  Regierungserklärung  am  14.  März  2003  (Agenda
2010) prägnant zusammengefasst: „Wir werden Leistungen des Staates kürzen,
Eigenverantwortung fördern und mehr Eigenleistung von jedem Einzelnen ab-
fordern“  (Schröder  2003).  Nach  einem  Skandal  über  geringe  Vermittlungs-
quten von Arbeitslosen durch die damalige Bundesanstalt für Arbeit wurde im
Frühjahr 2002 durch die rot-grüne Bundesregierung eine Kommission einge-
setzt. Den Vorsitz hatte der damalige VW-Personalvorstand Dr. Peter Hartz. Sie
legte noch im August des gleichen Jahres – unmittelbar vor der Bundestags-
wahl – einen Bericht über „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ vor
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und empfahl mit 13 „Innovationsmodulen“ ein umfassendes Bündel von Maß-
nahmen (BMAS 2002). Bereits sechs Tage später beschloss die Regierung Schrö-
der, die Vorschläge in vier Schritten umzusetzen, wenngleich auch nicht „eins
zu eins“, wie zuerst angekündigt. Schon im Dezember 2002 wurden die Ge-
setzespakete „Hartz I und II“ verabschiedet, im Dezember 2003 folgten „Hartz
III und IV“ (Sesselmeier 2006).

Hartz  I  und  II  führten  Ich-AGs  und  Mini-Jobs  zur  Bekämpfung  der
Schwarzarbeit  ein.  Personalserviceagenturen  (PSA)  sollten  eine  schnellere
Rückkehr  in  den  Arbeitsmarkt  ermöglichen,  die  Umwandlung  von  Arbeits-
und Sozialämtern zu Jobcentern eine einheitliche Anlaufstelle  bieten sowie
einen besseren Datenabgleich ermöglichen (Kaltenborn/Schiwarov 2006). Da-
rüber hinaus wurden („Fördern und Fordern“) strengere Anrechnungen und
Zumutbarkeitsregelungen eingeführt, die erhebliche Einschnitte bei Leistun-
gen für Arbeitslose bedeuteten. Mit Hartz III gingen der konsequente Umbau
der Arbeitsverwaltung und Elemente einer Vereinfachung des Arbeitsförde-
rungsrechts  im  SGB III  (Sozialgesetzbuch  III)  einher.  Die  Umstrukturierung
und die durch sie symbolisierte Namensgebung „Bundesagentur für Arbeit“
sollten signalisieren: „Arbeitsvermittlung ist Service am Kunden und kein bü-
rokratischer Akt“. Dazu bedürfe es anderer Rahmenbedingungen, vor allem be-
zogen auf das Betreuungsverhältnis. Daher sollen künftig auf einen Arbeits-
vermittler nur noch 75 statt wie zuvor 350 Arbeitssuchende kommen. Über das
vierte Hartz-Gesetz wurde schließlich die Zusammenlegung der Arbeitslosen-
mit der Sozialhilfe vollzogen. Als SGB II (Sozialgesetzbuch II) implementiert, re-
gelt es seit 1. Januar 2005 in Form des Arbeitslosengeldes II (Alg II) die Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende, die länger als ein Jahr arbeitslos sind, und das so
genannte „Sozialgeld“ für deren nichterwerbsfähige Angehörige. Es löste da-
mit  das  bis  zum  31.  Dezember  2004  bestehende  Bundessozialhilfegesetz
(BSHG) ab, das seitdem als SGB XII nur noch für solche Erwerbslose gilt, die län-
ger oder dauerhaft erwerbsunfähig sind. Alle drei Systeme sind als Fürsorge-
leistungen konsequent nach der Bedarfsorientierung ausgerichtet und unter-
scheiden  sich  damit  vom  klassischen  System  der  Arbeitslosenversicherung
(Alg I), das  als  Sozialversicherungssystem die  am früheren  Lohn orientierte
Standardabsicherung gegen das Risiko Arbeitslosigkeit darstellte (Abbildung 2
enthält die seit 2005 geltenden Regelungen).
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 Abbildung 2: Soziales Sicherungssystem bei Arbeitslosigkeit und Bedürftigkeit in Deutschland 

Mit der Einführung des SGB II wurde das System der Arbeitslosenhilfe abge-
schafft. Wo noch bis 31. Dezember 2004 die frühere Erwerbseinkommenssitua-
tion ausschlaggebend für die Höhe der Leistung war, orientiert sie sich nun an
den Regelsätzen der Sozialhilfe und einer hinzuzurechnenden Pauschale für
einmalige Leistungen2. Das Alg II beträgt für das erste (volljährige) Mitglied ei-
ner Bedarfsgemeinschaft 347 Euro (Stand 2007, seit 2006 gilt dieser Regelsatz
in den alten und den neuen Bundesländern). Miet- und Heizkosten werden, so-
fern  angemessen, zusätzlich  in  Höhe  der  tatsächlichen  Aufwendungen  ge-
zahlt.  Vor  Inanspruchnahme des  Arbeitslosengeldes  II  muss  ein Langzeitar-
beitsloser, und als solche gelten die meisten Leistungsempfänger, von seinem
anrechenbaren  Vermögen  leben.  Wer  mit  den  Pauschalen  nicht  umgehen
kann, wird auf Sachleistungen verwiesen – eine ergänzende Sozialhilfe ist aus-
geschlossen.  Lebt  der  Arbeitslose  in  einer  Ehe  oder  eheähnlichen  Gemein-
schaft, wird er zuerst auf die Unterstützung seines Partners verwiesen, erst da-
nach werden öffentliche Leistungen gewährt. Kombiniert ist diese reduzierte
Leistungsgewährung mit einer restriktiveren Zumutbarkeitsregelung, die un-

2 Vor allem für Kleidung, Wohnungsausstattung, Renovierungen usw. Im BSHG wurden sie fallweise nach Bedarf

geregelt.
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ter Sanktionen durchsetzbar ist. So können Alg-II-Bezieher beispielsweise auch
auf schlecht bezahlte Teilzeit- oder Mini-Job-Angebote verwiesen werden. Die
Ablehnung eines solchen Job-Angebots kann für die Betroffenen die Reduzie-
rung des Alg II um bis zu 30 Prozent bedeuten. Jungen Erwachsenen kann die
Leistung sogar ganz gestrichen und auf Sachleistungen begrenzt werden.3

Die Details aber auch die Gesamtheit dieser Reformmaßnahmen offen-
baren den Paradigmenwechsel und verweisen deutlich auf das neue sozialpo-
litische Leitbild. Es verabschiedet sich vom bisherigen deutschen Modell der
Sozialversicherung und ihrem Ziel der Lebensstandardsicherung und versucht
durch  finanzielle  Einsparungen  bei  Erwerbslosen  und  einem  vermehrten
Druckpotenzial die Vermittlung von Erwerbslosen in jegliche Form von Arbeit
zu erreichen. Die Analyse dieses für Deutschland neuen Politikmodells erfor-
dert größte Sorgfalt. So beschreiben Konle-Seidl und andere,eine Autorengrup-
pe des IAB der Bundesagentur für Arbeit und des IZA (Institut zur Zukunft der
Arbeit), die Aktivierungspolitik als Transformation „From Status Protection to
Basic Income Support“ (Konle-Seidl und andere 2007). Der Begriff  Basis Inco-
me Support ist jedoch irreführend. Tatsächlich handelt es sich – um einen engli-
schen Begriff zu verwenden – bei „Hartz IV“ und so fort gerade nicht um ein (be-
dingungsloses)  Basic Income, sondern um eine Sozialhilferegelung (social assi-
stance, Typus Fürsorge), die an eine modernisierte Arbeitspflicht (workfare) ge-
bunden ist. Der Begriff  workfare kombiniert work- und social-welfare: Ansprü-
che auf Wohlfahrtsleistungen sollen radikal an die Arbeitsbereitschaft gekoppelt
werden; Wohlfahrt gibt es nur gegen Arbeit. 

Optimistisch betrachtet birgt diese Workfare-Strategie auch eine Chance. 
Denn der Rückbau staatlicher monetärer Leistungen (ökonomische und recht-
liche Intervention; Kaufmann 2002) wird begleitet von einer Verstärkung des
Angebots sozialer  Dienstleistungen (pädagogische Intervention), die  auf  die
Integration in den ersten Arbeitsmarkt zielt (§ 4 SGB II). Adressat dieser Dienst-
leistungen ist vor allem die klassische Sozialstaatsklientel – genauer gesagt,
die Langzeitarbeitslosen. Eigens für diese Gruppe wurde über Hartz IV ein se-
parates  Instrumentarium  geschaffen,  das  „Fallmanagement“.  Der  Begriff
selbst taucht zwar explizit nicht im Gesetzestext auf, doch in der Gesetzesbe-
gründung  wird  die  strategische Bedeutung betont: „Zur  schnellstmöglichen
Überwindung der Hilfebedürftigkeit bedarf es einer maßgeschneiderten Aus-

3 Der Koalitionsvertrag (2005) der Großen Koalition von CDU/CSU und SPD sah bei jungen Erwachsenen unter

25 Jahren den Anspruch nur noch nachrangig nach der elterlichen Unterhaltsverpflichtung vor (ebd., S. 27). Seit

dem 1. Juli 2006 wurde diese Regelung gesetzlich verankert.
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richtung der Eingliederungsleistung auf den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen.
Kernelement der neuen Leistungen soll deshalb das Fallmanagement sein. Im
Rahmen des Fallmanagements wird die konkrete Bedarfslage des Betroffenen
erhoben; darauf aufbauend wird dann ein individuelles Angebot unter aktiver
Mitarbeit  des  Hilfebedürftigen  geplant  und  gesteuert“  (Begründung  zum
SGB II, Allgemeiner Teil; Bundesdrucksache 15/1516, S. 44).

Zuständig für das Fallmanagement sind die so genannten Fallmanager.
Sie sollen höchstens 75 erwerbsfähige Hilfebedürftige betreuen und nach ei-
nem  „Profiling“4 Leistungen  nach  einem  „Eingliederungsplan“  vermitteln.
Auch das Fallmanagement ist konsequent nach dem Grundsatz der Aktivie-
rung ausgerichtet – der Aktivierung zur Arbeit. Vermittlungshemmnisse sollen
dazu identifiziert  und  behoben  werden. Gerade  Langzeitarbeitslose bringen
eine Vielzahl solcher Merkmale mit. So wurde zum Beispiel bei der Durchfüh-
rung einer Erhebung bei erwerbslosen Sozialhilfeempfängern festgestellt, dass
lediglich „42 Prozent neben der Arbeitslosigkeit kein weiteres schwerwiegen-
des  Problem aufwiesen  (wie  zum Beispiel  gesundheitliche  Probleme, Sucht,
Schulden, Vorstrafen oder Wohnungsprobleme), aber 25 Prozent bereits  zwei
und mehr“ (Reis 2005, S. 12). Derartige Hemmnisse stehen einer zeitnahen Ver-
mittlung in Arbeit  im  Wege, so  dass  es  bei  erfolgreichem  Fallmanagement
eher um den Abbau bestimmter Vermittlungshemmnisse als um eine baldige
Integration in Arbeit gehen sollte.5 Diese potenziell chancenbringende Fokus-
sierung auf „pädagogische Formen wohlfahrtsstaatlicher Intervention“ (Kauf-
mann 2002) findet jedoch in der praktischen Umsetzung wenig Widerhall. So
ist unklar, welche konkreten Konzepte und Praktiken unter Fallmanagement
verbindlich zu verstehen sind (Reis 2005, S. 10). Bisherige Schulungsaktivitäten
von Seiten der Bundesagentur für Arbeit (BA) zeichnen dabei ein wenig auf-
munterndes  Bild, so  entfielen  laut internem Personalmonitoring der  BA im
1. Halbjahr  2005  von  24 668  Teilnehmertagen  an  zentralen  Schulungen  nur
5 Prozent auf das Fallmanagement. 

Dies lässt sich auch mit der Zusammensetzung des Mitarbeiterstamms
der BA erklären. Hier dominiert angestammtes Personal der BA, vor allem also
Verwaltungspersonal. Bei  der  nötigen  Personalrekrutierung wiederum  wur-
den im Rahmen der Amtshilfe vor allem Mitarbeiter der ehemaligen öffentli-

4 Ein Profiling ist eine umfassende Bestandsaufnahme aller persönlichen Eigenschaften eines Arbeitssuchenden,

die negativen oder positiven Einfluss auf die Chancen bei der Job-Suche haben. 
5 Den personenbezogenen Dienstleistungen war im Bericht der Hartz-Kommission ein Primat vor Beschäftigungs-

maßnahmen zugedacht (Reis 2005, S. 10).
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chen Arbeitgeber (zum Beispiel Post und Bahn) überlassen und über befristete
Einstellungen vorrangig Arbeit suchende Personen eingestellt (BA 2005, S. 8 f.).
In der Arbeit mit der klassischen sozialpädagogischen Klientel (Suchtkranke,
Wohnungslose, psychisch Erkrankte aber auch Jugendliche), die zur Problem-
gruppe der Schwervermittelbaren zählen, reichen jedoch bloße „Kenntnisse“
sozialpädagogischer Ansätze nicht aus.6 Hier sind länger dauernde Hilfepro-
zesse erforderlich, die das wieder herstellen sollen, was in bisherigen Konzep-
ten eigentlich schon vorausgesetzt wird, nämlich Hilfsbereitschaft, Motivation
und Aktivität – oder kurz: Erwerbsarbeitsorientierung. Doch dieser Prozess ist
personalaufwändig  und  birgt  keine  gesicherte  Erfolgsgarantie.  Gleichwohl
aber verlangt das SGB II Resultate. Die sind in Form einer „Eingliederungsbi-
lanz“  regelmäßig  vorzulegen  (§ 54).  Damit  steht  zu  befürchten,  dass  der
„Zwang  zur  billigen  Pflichtarbeit“  (Trube/Wohlfahrt  2004,  S.  8)  zunehmen
wird, ohne dass die Probleme der Langzeitarbeitslosen ernsthaft in den Fokus
kommen. Erste  Anzeichen  dafür  sind schon  zu erkennen, dass  nämlich der
„zweite Arbeitsmarkt“ in Form der „Arbeitsgelegenheiten“ (§ 16, Abs. 3, Satz 1
SGB II) – im öffentlichen Diskurs als „Ein-Euro-Jobs“ bezeichnet – seit 2005 eine
deutliche Aufwertung erfahren hat.7 Seit  Ende 2006 wird sogar von einem
„dritten Arbeitsmarkt“ gesprochen. Hinzu kommt, dass Langzeitarbeitslose
entweder  von Arbeitsgemeinschaften  aus  Agenturen für  Arbeit  und Kom-
munen (die zuvor für die Sozialhilfe zuständig waren) oder von einer der 69
so  genannten  „Optionskommunen“  (ohne  institutionelle  Beteiligung  der
Bundesagentur für Arbeit)  betreut werden. Die wissenschaftliche Evaluation
belegt  bislang  eine  „zurückhaltende  Aktivierungs-  und  Vermittlungs-
tätigkeit“ (Kaltenborn/Schiwarov 2006, S. 8) beider Organisationsformen. Der
potenziell „aktivierende“ Ansatz ist durch seine Konstruktionslogik vom Schei-
tern bedroht. Diese basiert auf der Annahme eines Passungskonkflikts („mis-
match“)  am Arbeitsmarkt, wonach die  Arbeitslosen auf  vorhandene Stellen
nicht genau passen beziehungsweise nicht erfolgreich vermittelbar sind und
sie daher entsprechend gefordert werden müssen, auch um den Preis des Leis-

6 Diese Defizite wurden auch seitens der Bundesagentur für Arbeit erkannt. Als Folgerung wurde 2007 eine

Fachhochschule der Bundesagentur (neu) gegründet, die vor allem die Aus- und Weiterbildung von Fallmana-

gern organisieren soll. Allerdings ist offen, ob die erforderlichen sozialpädagogischen/sozialarbeiterischen Qua-

lifikationen vermittelt werden. 
7 Die Bundesagentur für Arbeit  erwägt unterdessen die „Errichtung eines öffentlich geförderten Beschäfti-

gungssektors für Langzeitarbeitslose“ mit unbefristeten Stellen für Langzeitarbeitslose mit geminderter Er-

werbsfähigkeit (ab drei Stunden pro Tag) bei einer Bezahlung von etwa 1000 Euro im Monat (Frankfurter Allge-

meine Zeitung vom 15. Dezember 2005). Als anreizgesteuertes Angebot erscheint dies realistisch. 
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tungsentzugs. Doch unter den gegenwärtigen konjunkturellen Bedingungen
und einem strukturellen Arbeitsplatzdefizit von annähernd sieben Millionen
erscheint die  Verpflichtung auf jegliche Form zumutbarer Arbeit, unterstellte
man  das  alleinige  Ziel  der  Arbeitsmarktintegration, als  sozial-  und  arbeits-
marktpolitisch wenig angemessen.

1.2 Der neue Diskurs um ein Grundeinkommen

Bereits in den 1980er-Jahren begann in (West-)Deutschland die Diskussion um
ein von der Erwerbsarbeit entkoppeltes garantiertes Grundeinkommen. Zwei
der markanten Sammelbände jener Zeit deuteten schon in ihren Titeln die bei-
den Motive an, die die Diskussion seitdem leiten:  Befreiung von falscher Ar-
beit hieß der von Thomas Schmid herausgegebene Band (Schmid 1984),  Das
garantierte Grundeinkommen. Entwicklung und Perspektiven einer Forderung
(Opielka/Vobruba 1986) der andere. Das erste Motiv war, den Arbeitsmarkt nicht
mehr als alleinige Institution der Einkommensverteilung zu verstehen. Durch
ein  Grundeinkommen  soll  das  Beschäftigungsargument  zugunsten gesell-
schaftlich schädlicher Produktion gelockert, der Arbeitsbegriff weiter gefasst
und das Problem der Arbeitslosigkeit an der Wurzel angegangen werden. Das
zweite Motiv war eher gesellschaftspolitisch: Das Grundeinkommen soll die
„soziale  Demokratie“  des  Wohlfahrtsstaats  auf  stabile  Füße sozialer  Grund-
rechte stellen. Die Forderung nach einem Grundeinkommen wäre dann eine
politische Forderung auf dem gleichen Niveau wie die Forderung nach dem
allgemeinen und gleichen Wahlrecht am Anfang des 20. Jahrhunderts. Eine
Gruppe belgischer Ökonomen und Soziologen um Philippe van Parijs formu-
lierte dies in der „zivilreligiösen“ Sprache der Dokumente internationaler Orga-
nisationen: „Wie die allgemeine Wahl stellt  auch das allgemeine Grundein-
kommen kein Allheilmittel dar. Aber es stellt, wie die Wahl, eine nicht mehr
rückgängig zu machende Errungenschaft dar, die nicht mehr wegzudenken
ist“ (Kollektiv Charles Fourier 1985, S. 242). 

Wie stehen die Bürger zu einem Grundeinkommen? Eine indirekte Annä-
herung an diese Frage erlaubt die im Auftrag des Bundesarbeits- und des Bun-
desgesundheitsministeriums  durch  eine  Forschergruppe  der  Universität
Frankfurt um Wolfgang Glatzer durchgeführte Untersuchung zu „Einstellun-
gen zum Sozialstaat“. In Verbindung mit Daten des „International Social Justice
Project“  wurden  erstaunliche  Ergebnisse  zutage  gefördert  (Krömmelbein/



Grundeinkommen als umfassende Sozialreform 145

Nüchter  2006).  Der  Gegensatz  zwischen  der  seit  einigen  Jahren  von  politi-
schen und wirtschaftlichen Eliten und ihnen nahestehenden Medien geforder-
ten Hinwendung zu individualistischen – Kritiker sagen auch: „neoliberalen“ –
Gerechtigkeitskonzepten und den Einstellungen der Bevölkerung zum Sozial-
staat ist auffällig (Abbildung 3). 

Abbildung 3: Egalitaristische Gerechtigkeitsvorstellungen in Deutschland

(Antwortkategorien „stimme eher zu / stimme voll zu“, in Prozent) 

Arbeitsplatzgarantie: „Der Staat soll für alle, die arbeiten wollen, einen Arbeitsplatz zur Verfügung stellen.“ 

Umverteilung: „Das Wichtigste ist, dass die Menschen bekommen, was sie zum Leben brauchen, auch wenn das 

Umverteilung erfordert.“ 

Quelle: Panel des International Social Justice Project (ISJP) für 1991–2000, Projekt „Einstellungen zum  Sozial-

staat“ (EZS) für 2005

In den über 18 Jahren seit der deutschen Einheit stimmten in Ost- wie West-
deutschland kontinuierlich weniger Bürgerinnen und Bürger der Auffassung
zu, dass „der Staat“ die Verantwortung für Vollbeschäftigung übernehmen soll,
auch wenn der Anteil noch immer hoch ist (Ost: 76 Prozent, West: 61 Prozent).
Zugenommen hat jedoch deutlich der Anteil derjenigen, die für Umverteilung
zugunsten einer allgemeinen Garantie der materiellen Existenzsicherung plä-
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dieren (Ost: 87 Prozent, West: 80 Prozent). Diese Datenkombination könnte als
Hinweis interpretiert werden, dass ein arbeits-, und insoweit bedingungsloses
Grundeinkommen auch mehrheitlich gewollt sein könnte. Eine explizit auf die
Akzeptanz eines Grundeinkommens bezogene Befragung hat der Freizeitfor-
scher Horst W. Opaschowski unter dem Titel „Minimex“ (2007) durchgeführt,
in dem er den Vorschlag eines „Existenzgeldes“ in Höhe von 580 Euro vorstellt
und die Ergebnisse einer Repräsentativbefragung zur Legitimation anführt. Je
nach Fragestellung votierten in seiner Untersuchung zwischen 61 und 84 Pro-
zent für eine Grundeinkommenssicherung mit klarem Anreiz für zusätzliche
Einkommenserzielung durch Arbeit. Unabhängig von methodischen Anfragen
an diese Untersuchung lässt sich daraus aber doch eine recht breite Akzeptanz
eines finanzierbaren Grundeinkommens ableiten.

Die normative Attraktivität sozialer Mindestsicherungskonzepte ist aller-
dings, wie Stefan Liebig und Steffen Mau in einer mit der komplexen Methode
des „Factorial Survey Design“ angelegten Untersuchung diskutierten, in den
normativen  Prinzipien  der  existierenden  Arrangements  sozialer  Sicherung
verankert (Liebig/Mau 2002). Dies konnte auch Roswitha Pioch in einem Ver-
gleich zwischen Deutschland und den Niederlanden nachweisen (Pioch 2000).
Anders ausgedrückt: Der normative Horizont der Bürger wie der Eliten ten-
diert zu einem institutionellen Konservativismus, weil die Vorstellungen zu-
nächst aus der Erfahrung des Bestehenden gewonnen werden. 

Die Seite der „Aktivierung“, die von der rot-grünen Bundesregierung unter
dem Label „Fordern und Fördern“, als Agenda 2010 und Hartz IV in praktische
Politik  institutionalisiert  wurde,  kombiniert  liberale  Leistungsgerechtigkeit
und  Marktsteuerung  mit  konservativer  Bedarfsgerechtigkeit  und  Gemein-
schaftssteuerung. Darüber wacht der Staat, modern organisiert in einer „Bun-
desagentur“ für Arbeit. Michel Foucault bezeichnete diesen Politikmodus als
„Gouvernementalität“: Regulierungsmechanismen zur Überprüfung und Kal-
kulation aggregierter Gruppen werden kombiniert mit Techniken der Selbst-
befragung und des Verantwortlich-Machens auf  indirektem Wege (Foucault
2004). Polemisch formulierte der Unternehmer und medienwirksame Befür-
worter eines Grundeinkommens Götz W. Werner: „Hartz IV ist offener Straf-
vollzug. Es ist die Beraubung von Freiheitsrechten“ (Werner 2006, S. 37). Die Po-
litik der „Aktivierung“, jenes von Bill  Clinton 1996 in den USA angestoßene
Programm „to end welfare as we know it“, eine „Workfare statt welfare“-Poli-
tik, kalkuliert  mit  dem Moment der  Pflicht  zur Erwerbsarbeit  obgleich für
Millionen  diese  Erwerbsarbeit  nicht  zugänglich  ist  (Handler/Sheely  2006).
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„Aktivierung“  und  „workfare“  sind  Kulturideen, die  davon  ausgehen, dass
Empfänger von Sozialtransfers im Grunde nicht arbeiten wollen. Sie bedür-
fen der Erziehung durch den Staat und seine Agenturen.

Seit den 1980er-Jahren wurde in akademischen Kreisen, und zunächst im
Umfeld der Grünen, die Idee eines Grundeinkommens diskutiert. Die deutsche
Einheit  unterbrach  die  Diskussion, während  sie  in  vielen  anderen  Ländern
weitergeführt wurde. Dass sie nun erneut dynamisiert wurde, verdankt sich
wohl der Abstiegsangst – bis in die Mittelschichten – in Folge auch der Hartz-
IV-Gesetze (Müller-Hilmer 2006). Die Idee des Grundeinkommens bildet eine
Antithese zum Programm der „Aktivierung“. Sie geht davon aus, dass jeder Ein-
zelne zählt, egal, was  er  tut, und  steht  insoweit  für  ein Programm sozialer
Grundrechte.

 2  Praxis des Grundeinkommens: Solidarisches
Bürgergeld im Kontext

Es gibt verschiedene Varianten eines Grundeinkommens (zum Überblick: Van-
derborght/Parijs 2005; Strengmann-Kuhn/Opielka 2007). Ein wesentliches und
im  Folgenden  im Mittelpunkt  stehendes  Unterscheidungskriterium ist  die
Finanzierungsstruktur.  Grundsätzlich  kann  eine  Grundsicherung  oder  ein
Grundeinkommen  über  Steuern  oder  Sozialversicherungsbeiträge  finanziert
werden. Eine Beitragsfinanzierung kann entweder nach dem Äquivalenzprin-
zip  erfolgen, womit die Höhe der  Leistung der Höhe der  Beitragszahlungen
folgt. Damit die Leistung immer ein bestimmtes Mindestniveau erreicht, muss
die Zahlung eines entsprechenden Mindestbeitrags verlangt werden. Dieses
ist  die  Idee  der  so  genannten  „voll  eigenständigen  Sicherung“  (vgl.  Krupp/
Weeber 2004), durch die zum Beispiel eine Grundsicherung im Alter oder bei
Arbeitslosigkeit finanziert werden kann. In bestimmten Fällen müsste dann
die Zahlung des Mindestbeitrags ganz oder teilweise durch staatliche Leistun-
gen erfolgen. Eine andere Möglichkeit ist eine Beitragszahlung, bei der zu ge-
ringe  Leistungsansprüche  auf  das  Grundsicherungsniveau  aufgestockt  wer-
den, und zwar innerhalb des Systems und nicht erst bei der Auszahlung. Nach
diesem Prinzip ist die Grundsicherung im Alter in der Schweiz oder in den Nie-
derlanden konstruiert sowie der umfassende Vorschlag einer „Grundeinkom-
mensversicherung“ (Opielka 2004, 2005).
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Zur Finanzierung eines Grundeinkommens lassen sich vor allem drei For-
men unterscheiden (Abbildung 1): Finanzierung durch Einkommensteuern, Fi-
nanzierung durch Verbrauch- und sonstige Steuern sowie Finanzierung durch
eine Sozialsteuer (social security tax), das heißt eine Zwischenform von Bei-
trag und Steuer, die nicht mit anderen Einkommensarten verrechenbar ist und
einem Parafiskus, einer halbstaatlichen Institution mit unmittelbarer Beteili-
gung von Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs), zugeführt wird.

Abbildung 4: Gestaltungs- und Finanzierungsmöglichkeiten eines Grundeinkommens 

a Hierzu gehören Konsumsteuern (zum Beispiel Mehrwertsteuer, Ökosteuer), Vermögensteuer,   

Tobin-Steuer und so fort.

Ich konzentriere mich im Folgenden auf die Modelle Negativsteuer / Solidari-
sches Bürgergeld und Grundeinkommensversicherung, wobei ich Letztere als
Folie für das erstgenannte Modell heranziehe und damit kursorisch abhandele.
Dadurch wird die Komplexität der gegenwärtigen sozialen Sicherung und die
Eingriffstiefe der Grundeinkommensmodelle deutlich. 

Im Konzept einer Grundeinkommensversicherung (Opielka 2004, 2005)
zahlt jeder Bürger und jede Bürgerin einen Beitrag in Form einer pauschalen,
nichtprogressiven „Sozialsteuer“ auf sein steuerliches Einkommen, ohne Bei-
tragsbemessungsgrenze und ohne Möglichkeit, diese „Sozialsteuer“ gegen Ne-
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gativeinkünfte zu verrechnen. Kalkulationen, die das gesamte „Volkseinkom-
men“ der Volkswirtschaften Gesamtrechnung (VGR) als Bemessungsgröße an-
setzten8, ergaben, dass ein Beitrag von 17,5  Prozent ausreicht, um sämtliche
Geldleistungen des deutschen Sozialstaats zu finanzieren, wenn sich – wie im
Schweizer  Grundrentensystem  der  Alters-und  Hinterlassenen-Versorgung
(AHV) – das Leistungsniveau zwischen dem Grundeinkommen und maximal
seinem Doppelten bewegt. Würde auch die Krankenversicherung, als Bürger-
versicherung, genauso  finanziert  –  ein  Beitrag von  etwa  7,5  Prozent  würde
(etwa wie in Österreich) ausreichen9 –, könnte die (progressive) Einkommen-
steuer auf maximal 25 Prozent gesenkt werden. Die Gesamtbelastung durch So-
zialsteuer (25 Prozent) und Einkommensteuer (maximal 25 Prozent) würde somit
stets unter 50 Prozent liegen und damit niedriger als die gegenwärtige Grenz-
belastung durch Sozialversicherungen und Einkommensteuern.

Der Vorzug dieses Modells liegt darin, dass die deutsche Tradition der So-
zialversicherung nicht abgebrochen würde, wie das bei einem rein steuerfi-
nanzierten Grundeinkommen des Typs „Bürgergeld“, „Negative Einkommens-
steuer“  oder  „Sozialdividende“ (Vanderborght/Parijs  2005)  der  Fall  wäre. Sie
würde aber modernisiert, da sich nun alle Bürger beteiligen. Der Nachteil kann
darin gesehen werden, dass das Modell einer Grundeinkommensversicherung
zwar jedem ein Grundeinkommen garantiert, doch im ersten Schritt würden
diejenigen, die sich dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stellen wollen –
und auch keine kleinen Kinder erziehen oder die nicht studieren, krank, behin-
dert oder alt sind –, nur ein teilweises Grundeinkommen (partial basic income)
erhalten, ein „BAföG für alle“, bei dem wie beim heutigen BAföG für Studieren-
de die  Hälfte des Betrags als  Darlehen gezahlt  wird. Doch dies  müsste sich
langfristig nicht als nachteilig erweisen. Denn anstatt die Bürger bürokratisch
zu „fordern“, würden sie nun als freie ökonomische Entscheidungsträger be-
trachtet, die sich für eine von ihnen gewählte Zeitspanne für oder gegen die
Teilnahme am Arbeitsmarkt entscheiden, insoweit selbst „aktivieren“. Anstelle
der für viele diskriminierend klingenden so genannten Ein-Euro-Jobs könnte
der  Darlehensanteil  bei  gemeinnützigem Engagement (Bürgerarbeit)  entfal-

8 Dazu ausführlich Opielka 2004, S. 253 ff. sowie Opielka 2005. In Opielka/Strengmann-Kuhn 2007 werden die-

se kalkulatorischen Annahmen insoweit problematisiert, als das Volkseinkommen auch Einkommen von Kör-

perschaften enthält, die bisher nur der Körperschaftsteuer unterliegen.
9 Sofern aus dem allgemeinen Steueraufkommen bestimmte Kosten (z. B.  Krankenhausfinanzierung) über-

nommen werden, wie dies in Österreich und im Übrigen auch in der Schweiz der Fall ist, dem einzigen Land,

das eine Gesundheitsprämie („Kopfpauschale“) eingeführt hat. 
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len. Vor dem Hintergrund immer flexiblerer und prekärer Erwerbsarbeit wäre
damit ein Instrument geschaffen, mit dem sich die Bürger auch neben und
statt  der  Erwerbsarbeit  phasenweise  anderen  Aufgaben  zuwenden  können.
Wer sich erwerbslos meldet, erhält bei einer Grundeinkommensversicherung
ohne Zeitbegrenzung einen Betrag zwischen Grundeinkommen und maximal
dem  Doppeltem, ohne  Einkommensanrechnung  und  ohne  Darlehensanteil.
Die Gesellschaft bleibt in der Verantwortung für den Zugang zur Erwerbsar-
beit. Ein Mix von Grundeinkommen und Erwerbseinkommen wird hingegen
nicht als Problem, sondern als Chance gesehen. 

Dass  Deutschland  das  Mutterland  des  Sozialstaats  war, am  bismarck-
schen Modell  lohnarbeitszentrierter  Sozialversicherungen richteten sich seit
Anfang des 20. Jahrhunderts  immer mehr Nationen aus, könnte als  Verant-
wortung betrachtet werden, ein zeitgemäßes neues Modell des Sozialstaats zu
entwickeln.  Dieses  neue  Modell  lässt  sich  als  „garantistisch“  bezeichnen
(Opielka 2004). Der Sozialstaat garantiert das Existenzminimum und maximal
das Doppelte. Wer mehr möchte, muss sich individuell oder gemeinschaftlich
absichern, beispielsweise  durch betriebliche  und überbetriebliche  Vereinba-
rungen. In der Schweiz hat die Rentenversicherung AHV, mittlerweile gestützt
auf die elfte Volksabstimmung (AHV-Referendum), dieses Prinzip verwirklicht:
Alle Bürger zahlen 10,1 Prozent auf ihr gesamtes steuerliches Einkommen und
erhalten  eine  existenzsichernde  Grundrente  beziehungsweise  maximal  das
Doppelte davon garantiert (Carigiet/Opielka 2006).

Bis vor Kurzem erschien solch neues Denken in Deutschland eher als uto-
pisch. Das Modell Solidarisches Bürgergeld des Thüringer Ministerpräsidenten
Althaus scheint diese Dilemmasituation aufzuweichen (siehe Opielka/Streng-
mann-Kuhn 2007). Es unterscheidet sich vom soeben skizzierten Modell einer
Grundeinkommensversicherung insoweit, als hier soziale Sicherung und Ein-
kommensteuer vollständig integriert werden. Gemeinsam ist beiden Model-
len, dass die Einkommenssicherung auch im Alter und die Finanzierung von
Gesundheit und Pflege systematisch eingeschlossen sind, was in den meisten
anderen  Konzepten  für  ein  Grundeinkommen  beziehungsweise  Bürgergeld
nicht der Fall ist.

Althaus schlägt vor, dass alle Bürger entweder ein „Großes Bürgergeld“
erhalten – 800 Euro, wovon 200 Euro als Gesundheitsprämie an die Kranken-
und Pflegeversicherung gehen – oder ein „Kleines Bürgergeld“ – 400 Euro,
wieder abzüglich 200 Euro Kranken- und Pflegeversicherung. Wer das Große
Bürgergeld  erhält,  zahlt  auf  alle  weiteren  Einkommen  50 Prozent  Einkom-
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mensteuer – wer für das Kleine Bürgergeld optiert, zahlt auf weitere Einkom-
men 25 Prozent. Bis zu einem Bruttoeinkommen von 1600 Euro (bei Alleinste-
henden) erhält also jeder Geld vom Staat. Anders ausgedrückt: Bei 1600 Euro
brutto bleiben 800 Euro netto plus Bürgergeld. Erst ab einem Bruttoeinkom-
men von 1600 Euro entsteht eine Steuerschuld, sie beträgt 25 Prozent (minus
400 Euro Kleines Bürgergeld). Kinder erhalten 500 Euro minus 200 Euro Ge-
sundheitsprämie, also 300 Euro Bürgergeld. Eine  Prüfung der  Arbeitsbereit-
schaft gibt es nicht. Das Bürgergeld wirkt damit wie ein Steuerfreibetrag im
Rahmen einer Negativen Einkommensteuer, allerdings mit zwei Unterschie-
den  gegenüber  der  heute  geltenden  Regelung: Der  Steuerfreibetrag  ist  mit
etwa 1600 Euro (im Modell Althaus) deutlich höher (2007: ca. 640 Euro im Mo-
nat), was daran liegt, dass er heute das Existenzminimum abdeckt, im Bür-
gergeldsystem wird das Existenzminimum jedoch für alle garantiert und der
Bereich oberhalb, bis  etwa zum Doppelten des Grundeinkommens, wird als
subventionswürdig betrachtet. Der zweite Unterschied ist der, dass unterhalb
des Freibeitrags – übrigens ganz ähnlich wie heute bei der Kindergeldlösung –
keine Steuer gezahlt, sondern eine „negative“ Steuer beansprucht wird. Letzt-
lich werden alle Einkommen bis zum Doppelten des Existenzminimums steu-
erfrei gestellt – und weil es praktisch keine Sozialversicherungsbeiträge mehr
gibt, würde Arbeit signifikant billiger, die Kosten des Sozialstaats wandern von
der Erwerbsarbeit auf alle Einkommensarten über. Im Detail sind im Althaus-
Modell  des  Solidarischen  Bürgergeldes  interessante  Ergänzungen  vorgese-
hen, beispielsweise,  nach  Schweizer  Vorbild,  für  Rentner  eine  Zusatzrente
(maximal 600 Euro) bis zum Doppelten des Grundeinkommens und ein Ren-
tenzuschlag, der  die  bestehenden  Rentenansprüche  sichert  (finanziert  über
eine „Lohnsummensteuer“, wiederum nach österreichischem Vorbild), oder für
besondere  Lebenslagen  (zum  Beispiel  Behinderung,  überdurchschnittliche
Wohnkosten oder für Alleinerziehende) ein „Bürgergeldzuschlag“. Bemerkens-
wert erscheint eine Mischung aus Pragmatismus und Idealismus: Das Solidari-
sche  Bürgergeld  soll  einerseits  einen  „echten“  Arbeitsmarkt  schaffen, denn
jede und jeder kann für oder gegen Erwerbsarbeit optieren, Teilzeitarbeit lohnt
und  freiwilliges  Engagement  sowie  Bildungsphasen  sind  abgesichert.  Die
Lohndifferenzierung im unteren Einkommensbereich führt nicht mehr zu Ar-
mut. Andererseits ist die Idee der Selbstverantwortung ein Ideal: Manche wür-
den auch dann scheitern, aber die allermeisten würden wohl ermuntert.

Ob ein Grundeinkommen finanzierbar ist, hängt von seiner Ausgestal-
tung ab. Das Modell der – nach dem Vorbild der Schweizer Rentenversicherung
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AHV konstruierten – Grundeinkommensversicherung, das jedem ein Grund-
einkommen in Höhe des Existenzminimums und maximal das Doppelte ga-
rantiert, würde über eine Sozialsteuer von 17,5 Prozent auf alle Einkommen
finanziert  (und ergänzt  durch  eine  ebenso  finanzierte  Bürger-Krankenversi-
cherung mit einem Beitrag von 7,5 Prozent). Auch der Vorschlag des Solidari-
schen Bürgergeldes ist grundsätzlich finanzierbar. Im nächsten Abschnitt wer-
den einige Schlussfolgerungen aus unserer Finanzierungsanalyse diskutiert. 

2.1 Zur Finanzierbarkeit des Solidarischen Bürgergeldes

Unsere Studie kann belegen, dass das Solidarische Bürgergeld in den drei dort
diskutierten  Varianten  finanzierbar  ist  (ausführlicher: Opielka/Strengmann-
Kuhn 2007). Man kann diesen Berechnungen nun verschiedene Vorhaltungen
machen, und zwar aus gegensätzlichen Perspektiven. 

Zum  einen  kann  man  kritisieren,  dass  wir  nur  eine  statische  Ver-
teilungsanalyse  vorgelegt  haben  und  dynamische  Verhaltensanpassungen
nicht  simulierten. Alexander Spermann, Mitarbeiter des Mitglieds des Sach-
verständigenrats Wolfgang Franz, fordert deshalb die Kombination von Mikro-
simulationsmodellen  mit  allgemeinen  Gleichgewichtsmodellen  und  muss
gleichwohl zugestehen: „Doch selbst wenn die modernsten empirischen Me-
thoden angewandt werden: Es bleiben große Unsicherheiten mit Bezug auf die
dynamischen Verhaltensanpassungen der Menschen“ (Spermann 2007, S. 15).
Politische Entscheidungen müssen zwar wissenschaftliche Expertise nutzen,
doch „The Wisdom of Crowds“, die „Weisheit der Vielen“, kann, wie James Su-
rowiecki (2004) analysierte, womöglich die unvermeidlichen Risiken des Politi-
schen eher simulieren – ohne sie ausschließen zu können. Politische Reformen
erfordern immer auch den Mut politischer Akteure, sowohl von individuellen
Politikerinnen und Politikern wie von kollektiven Akteuren wie Parteien und
Verbänden. Darüber  werfen  grundlegende  Reformen  immer  auch die  Frage
auf, wie und ob der Souverän, das Volk, direkt in die Entscheidungen und da-
mit in die Verantwortung einbezogen werden kann. Ich werde darauf am Ende
dieses Kapitels am Beispiel der Schweizer Referendum-Demokratie kurz einge-
hen.

Die zweite Kritik problematisiert den methodischen und politischen Kon-
servativismus der Gegner einer Grundeinkommensreform und fordert – bei-
spielsweise von der Wissenschaft – eine weniger zurückhaltende Deutung sta-
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tischer Verteilungsrechnungen. In der Tat gibt es eine ganze Reihe von guten
Gründen, die  Finanzierbarkeit  beispielsweise des  Modells  Solidarisches Bür-
gergeld optimistischer zu interpretieren. Ich werde einige dieser Gründe kurz
diskutieren.

 2.1.1 Verbesserung der Finanzierung durch Steuerreformen

Wir haben uns im genannten Gutachten ausschließlich auf die Simulation der
Finanzierung durch die  Einkommensteuer  konzentriert.  Um noch  geringere
Einkommensteuersätze zu erhalten, wäre es aber denkbar, gegebenenfalls in-
direkte (Konsum-)Steuern oder andere Steuern wie die im internationalen Ver-
gleich relativ geringen Vermögen- und Erbschaftsteuern zu erhöhen. Generell
wäre zu bedenken, Konsumsteuern weitaus stärker und langfristig womöglich
hauptsächlich  zur  Finanzierung  der  sozialen  Sicherung  heranzuziehen, wie
dies  beispielsweise  von  Götz  W. Werner  recht  differenziert  begründet  wird
(Werner 2007). Ein Grundeinkommen kann auch dann – genauso wie in einer
Finanzierung über Einkommensteuern – als eine Art Steuerfreibetrag betrach-
tet werden. Außerdem könnte die Zahlung des Bürgergeldes ein Argument zur
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage auch bei der Körperschaftsteuer sein,
insbesondere durch eine Anpassung dieser auf Unternehmen und Personenge-
sellschaften veranlagten Steuer an die reformierte Einkommensteuer. Dieser
Punkt wird im Gutachten von Straubhaar und Hohenleitner (2007, Kap. 8.3) in
einer Richtung diskutiert, die eine Vertiefung verdient.

In unserer Studie (Opielka/Strengmann 2007, Kap. 3.1) haben wir als „be-
steuerbare Gesamteinkünfte“ und damit als Grundlage der Finanzierungsanaly-
se einen Betrag von 1346 Mrd. Euro angesetzt (Stand 2004, als Bezugsjahr der
verfügbaren  SOEP-Daten).  Diese  Bemessungsgrundlage  erscheint  Straubhaar
und Hohenleitner zu konservativ angesetzt. Sie argumentieren, dass man durch
die genannte Körperschaftssteuerreform das „Volkseinkommen“ der Volkswirt-
schaftlichen  Gesamtrechnung  (VGR)  als  Bemessungsgrundlage  des  Solidari-
schen Bürgergeldes heranziehen könnte, das im Jahr 2004 mit 1 650,6 Mrd. Euro
um 22,6 Prozent höher lag als unsere Bezugsgröße. Dies würde zu Mehrein-
nahmen zwischen 75 und 150 Mrd. Euro führen und damit auch zu deutlich
niedrigeren Steuerbelastungen, beziehungsweise dazu, dass die  im Konzept
von Althaus angesetzten Werte (Transferentzugsrate, Steuersätze) ohne oder
nur mit sehr geringen Modifikationen erreichbar wären.
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Die  Überlegungen  von  Straubhaar  und  Hohenleitner  entsprechen  den
Annahmen,  die  sowohl  Wolfgang  Strengmann-Kuhn  (in  Strengmann-Kuhn
2007) wie ich (insbesondere in Opielka 2004 und 2005) an anderer Stelle ge-
troffen haben. In diesen Veröffentlichungen haben wir gleichfalls das Volks-
einkommen der VGR als Bemessungsgrundlage für eine – mit dem Begriff von
Straubhaar und Hohenleitner – „idealtypische“ Grundeinkommensreform ge-
wählt. Wie wir in unserer gemeinsamen Studie begründeten (Opielka/Streng-
mann 2007, Kap. 3.1), setzt diese Erweiterung der Bemessungsgrundlage aller-
dings voraus, dass die „Unternehmens- und Vermögenseinkommen“ der VGR,
deren  Anteil  am  Volkseinkommen  zwischen  1999  und  2005  von  28,8  auf
32,6 Prozent  stieg, gleichfalls  einer  Bruttobesteuerung  unterliegen, wie  dies
mit  der  im  Modell  Solidarisches  Bürgergeld  vorgesehenen, pauschalen  Ein-
kommensteuer von 25 Prozent der Fall wäre. In diese Richtung gingen durch-
aus die Überlegungen von Paul Kirchhof und anderen Vertretern einer großen
Steuerreform. Uns haben im Wesentlichen die statistischen Unklarheiten bei
der Ermittlung des Volkseinkommens von diesem – von uns verteilungspoli-
tisch für sinnvoll gehaltenen – Schritt abgehalten.

 2.1.2 Verbesserung der Finanzierung durch positive Beschäftigungseffekte

Zur Frage der Beschäftigungseffekte hat die HWWI-Studie von Thomas Straub-
haar  und  Ingrid  Hohenleitner  (2007)  differenzierte,  wenngleich  notwendig
skizzenhafte  Simulationen  vorgelegt. Sie  kommen  auf  bis  zu 1,17  Mio. neue
Vollzeitstellen, während das Bonner Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) Be-
schäftigungseffekte von bis zu 600 000 Stellen schätzte. Allerdings sollten die-
se  Simulationen, wie die Autoren jeweils selbst sehen, im politischen Prozess
beweglich  interpretiert  werden.  Es  erscheint  nämlich  wahrscheinlich,  dass
weitere positive ökonomische  Effekte  eintreten, beispielsweise  die  implizite
Förderung von Selbstständigkeit und Investitionen, die Förderung der Mobili-
tät und Flexibilität und schließlich die Stabilisierung des Massenkonsums, die
eine wesentliche Voraussetzung für dauerhaften Wohlstand bildet. Es steht zu
erwarten, dass ein Bürgergeld-System (wie jedes „realistische“ Grundeinkom-
mensmodell)  erhebliche  Gewöhnungs-  und  Stabilisierungseffekte  generiert,
die wirtschaftliches Wachstum begünstigen. Hierzu gehört insbesondere, dass
ein  Bürgergeld-System einen nicht unerheblichen  Rückgang der  Schwarzar-
beit erwarten lässt. 
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Das IZA schätzt die Einnahmeverbesserung des Staates aufgrund der (be-
scheiden) kalkulierten Beschäftigungseffekte auf etwa 12 Mrd. Euro, die Studie
des HWWI wiederum macht keine konkreten Angaben zu den aus ihren Be-
schäftigungssimulationen  erwartbaren  staatlichen  Mehreinnahmen.  Straub-
haar und Hohenleitner aggregieren diese zusammen mit weiteren Schätzungen
der zusätzlichen Wertschöpfung der Volkswirtschaft durch einen flexibilisier-
ten Arbeitsmarkt (mehr Selbstständigkeit, Rückgang der Schwarzarbeit, Büro-
kratieabbau  und  so  fort)  auf  staatliche  Mehreinnahmen  zwischen  50  und
110 Mrd. Euro. Diese optimistischen Annahmen lassen sich durch eine Simu-
lation  auf  Grundlage  der  volkswirtschaftlichen  Ist-Situation  nicht  veri-
fizieren. Eine Fülle von Kreislaufeffekten, nicht zuletzt auch Rückwirkungen
auf  die  Außenhandelssituation,  müssten  dynamisch  simuliert  werden.
Gleichwohl sind diese Überlegungen und Schätzwerte für die politische Dis-
kussion um das Modell Solidarisches Bürgergeld sehr nützlich. Sie betonen
vor allem die stimulierende Funktion eines Bürgergeldes und die damit ver-
bundenen verteilungspolitischen Gestaltungsmöglichkeiten, entgegen dem
nicht selten anzutreffenden verteilungspolitischen Defätismus, dessen em-
pirische Begründung denselben methodischen Problemen unterliegt wie die
optimistische Perspektive.

 2.1.3 Verbesserung der Finanzierung durch Einstiegs- und Übergangsschritte

Idealtypische Grundeinkommensmodelle wie das Konzept Solidarisches Bür-
gergeld müssen auch daraufhin geprüft werden, ob sie inkrementalistisch, das
heißt stufen- und prozesshaft, und damit – für den Fall des Scheiterns – rever-
sibel, eingeführt  werden  können. Unter  diesem  Gesichtspunkt  sind  folglich
auch Modellmodifikationen zu begrüßen, die ansonsten eher als „Sparmaß-
nahmen“ politisch kritisiert werden. 

Ein  Vorschlag besteht darin, die  Gesundheitsprämie  für  erwerbsfähige
Personen als „Gesundheitsvoucher“ über die Arbeitgeber, Träger von Ehren-
amtlichkeit  und  gegebenen  die  Familienkassen  auszugeben.  Diese  Träger
müssen den Voucher für 100 Euro beim Gesundheitspool (Gesundheitsfonds)
erwerben, der Wert beträgt 200 Euro. Wer also weder erwerbstätig, ehrenamt-
lich tätig, Kleinkinder erziehend, krank oder alt ist, muss von seinem Bürger-
geld (600 Euro) noch 200 Euro für den Voucher abgeben, die anderen sind fak-
tisch über ihre Tätigkeit beziehungsweise den Status kranken- und pflegever-
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sichert. Wir haben grob geschätzt (Opielka/Strengmann-Kuhn 2007, Kap. 3.5),
dass durch diese Modifikation die Kosten des Solidarischen Bürgergeldes um
etwa 40 bis 50 Mrd. Euro sinken. Ein solcher Vorschlag ist allerdings nur dann
akzeptabel, wenn es eine darüber hinausgehende Zusatzleistung gäbe, die das
Existenzminimum sicherte. Dies könnte insbesondere durch einen bedürftig-
keitsgeprüften Bürgergeldzuschlag geschehen oder durch eine Zusatzleistung
wie bei dem Vorschlag eines „BAföG für alle“ (50 Prozent Darlehen und 50 Pro-
zent Zuschuss für Erwerbsfähige, die sich nicht vermitteln lassen wollen) im
Rahmen des Konzepts einer „Grundeinkommensversicherung“ (Opielka 2004,
2005). Diese Modifikationen laufen faktisch auf ein „partielles Grundeinkom-
men“, ein Teil-Grundeinkommen hinaus. 

Das Argument für die Modifikation der Gesundheitsprämie in einen Vou-
cher ist  zwar zunächst nicht die erleichterte Finanzierung, sondern der Ver-
such, innerhalb des Modells Solidarisches Bürgergeld weitere Arbeitsanreize
zu installieren und damit, als Effekt, auch die Beschäftigungssituation zu ver-
bessern, also den Zugang aller Erwerbswilligen zum Arbeitsmarkt zu garan-
tieren. Die Finanzierungseffekte sind dennoch nicht gering zu bewerten, weil
sie die politische Schwelle zur Implementation eines solchen Modells senken –
jedenfalls dann, wenn es gelingt, gerade die bedürftigeren Bevölkerungsteile
gegenüber heute nicht zu benachteiligen.

Überlegt  wird  bisweilen,  dass  ein  (solches)  Teil-Grundeinkommen  zu-
nächst für bestimmte Gruppen eingeführt wird – zum Beispiel Studierende,
junge Menschen unter 30 und so fort, in Ostdeutschland oder Ähnliches – und
dann bei Bewährung ausgeweitet werden kann. Die Gefahr einer solchen in-
krementalistischen Strategie wäre allerdings, dass bei geringen Erfolgen der
Reform-Elan erlahmt, während bei Misserfolgen – die bei einer sektoralen Um-
setzung unter Umständen auch dadurch verursacht werden – das Modell ins-
gesamt verantwortlich gemacht wird. Trotz dieser Gefahren erscheint es sinn-
voll, das kreative Potential deutscher und ausländischer Sozialwissenschaftler,
Politiker  und  Politikbeobachter  nicht  zu  bremsen.  Ich  bin  vielmehr  über-
zeugt, dass nur eine breite wissenschaftliche und politische Diskussion um
ein Grundeinkommen die Chance bietet, die zum jetzigen Zeitpunkt unver-
meidlicherweise noch offenen Fragen mit innovativen Lösungen zu beantwor-
ten – wie ja auch das Modell Solidarisches Bürgergeld eine neue und innovative
Lösung darstellt.
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2.2 Finanzierungsfragen und politische Werte

In der politischen Diskussion um das Modell Solidarisches Bürgergeld wird es
zunächst darum gehen, wie wichtig möglichst niedrige Einkommensteuersätze
sind, wie hoch die Transferentzugsrate sein soll, welche Sozialleistungen zu-
gunsten  des  Bürgergeldes  tatsächlich  eingespart  werden  können  und  wie
hoch  die  Lohnsummensteuer  sowie  zusätzliche  Sozialversicherungsbeiträge
beziehungsweise Sozialsteuern angesetzt werden sollen. Die hier diskutierten
weiteren Argumente sollen aber zeigen, dass die Finanzierungsdebatte nicht
zu verkürzt  und unter  Absehung von wirtschafts-  und ordnungspolitischen
Zusammenhängen geführt werden darf. Das Modell Solidarisches Bürgergeld
ist  in  seiner  Grundanlage  ein  zurückhaltendes, durchaus  bescheiden  ange-
legtes Reformkonzept. Weitreichend ist es nur in einem, allerdings sehr wichti-
gen Punkt: Der primäre Bezugspunkt sozialer Sicherung ist nicht mehr die Er-
werbsarbeit, sondern der Bürgerstatus. Damit stehen Gerechtigkeitsfragen, die
bislang im Wirtschaftssystem implizit und häufig nicht recht erkennbar blei-
ben, explizit auf der politischen Agenda.

Finanzierungsfragen sind stets  auch Wertfragen: Was ist  gerecht?  Wer
bekommt was und warum? Soll der Sozialstaat nach wie vor erwerbsarbeits-
zentriert  sein  oder  soll  der  Bürgerstatus,  sollen  soziale  Grundrechte  seine
Struktur bestimmen? Ein Grundeinkommen für alle stellt sich gegen die Spal-
tung der Gesellschaft, gegen die „Exklusion“ der scheinbar Überflüssigen (Kro-
nauer 2002). Die Rede von den „Leistungsträgern“ wirkt nur dann inklusiv, er-
munternd, wenn der  Leistungsbegriff  nicht zu eng gefasst  wird, wenn sich
jede Leistung lohnt, auch in Familie und freiwilligem Engagement. Die zwi-
schen 1968 und 1980 in den USA durchgeführten und differenziert evaluierten
Großexperimente  mit  einer  „Negativen  Einkommensteuer“  konnten  zeigen,
dass die Arbeitsmarktorientierung nur für wenige Gruppen, im Wesentlichen
für alleinerziehende Frauen mit mehreren Kindern, reduziert wurde (Wider-
quist 2005).

Das Spezifikum des Modells der Grundeinkommensversicherung (GEV)
wie des Modells Solidarisches Bürgergeld liegt in der Transparenz des einge-
schränkten Äquivalenzprinzips und der Kombination verschiedener, Legitima-
tion erheischender Gerechtigkeitsprinzipien. Alle Leistungen sind nach unten
und oben gedeckelt: Die existenzsichernde Mindestleistung liegt auf der Höhe
des Grundeinkommensniveaus (Grundsicherung), die Höchstleistung beträgt
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200 Prozent davon. Letztere erhält man, wenn man etwa das Fünffache dessen
an Beiträgen bezahlt hat, die für die Grundsicherung genügen. In der GEV wer-
den  also  die  geringen  Beitragsleistungen  angehoben, die  hohen  abgesenkt.
Damit entsteht ein Korridor begrenzter Äquivalenz von Beitrag und Leistung.
Dies gilt im Übrigen auch für das Althaus-Modell des Solidarischen Bürgergel-
des für den Bereich der Alterssicherung, da hier – ebenfalls in Anlehnung an
die Schweizer AHV – eine einkommensabhängige „Zusatzrente“ in Höhe von
maximal 600 Euro vorgesehen ist.

Diesen Volks- oder Bürgerversicherungs-„Sozialismus“ schätzen die Schwei-
zer Bürger seit mehreren Jahrzehnten an ihrer Rentenversicherung AHV (Cari-
giet 2001; Carigiet/Opielka 2006). Deren Grundstruktur wurde in mittlerweile
11 Volksabstimmungen bestätigt, vermutlich auch, weil der „Sozialismus“ nicht
zu weit geht und sich beispielsweise in der Schweizer Rentenversicherung auf
einen Beitrag von 10,1 Prozent beschränkt, deutlich weniger als die 19,9 Prozent
(2007) der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland. Möglicherweise
wären auch in Deutschland weitreichende Sozialreformen durch Plebiszite le-
gitimatorisch vorzubereiten und auf Dauer zu stellen. Dies wäre tatsächlich
ein großer Schritt über das bismarcksche Sozialmodell hinaus, das seine histo-
rische und politische Wurzel in einem obrigkeitsstaatlichen Paternalismus hat.

 3 Individualisierung und Gemeinschaftsförderung

Ein entscheidendes Element praktisch aller Grundeinkommensideen ist die In-
dividualisierung  des  Steuer-  und  Sozialrechts.  Bis  auf  die  bedarfsorientierte
Grundsicherung („BAföG für alle“) sind beispielsweise in der skizzierten Grund-
einkommensversicherung alle Leistungsansprüche wie auch die Verpflichtung
zur Beitrags-  beziehungsweise „Sozialsteuer“-Zahlung auf einzelne  Personen
zugeschnitten  und  insoweit  unabhängig  von  Partnereinkommen.10 Dies  ist
auch beim  Vorschlag  Solidarisches  Bürgergeld  des  Thüringer  CDU-Minister-
präsidenten Althaus der Fall.  Auch wenn dieses Modell in der CDU vor allem
aufgrund der  Umstellung von  Arbeitspflicht  und  Familienunterhalt  auf  Ar-
beits- und Familienanreiz umstritten ist, so verweist es doch auf eine Dynamik

10 Eine Ausnahme wäre – folgt man konsequent dem Modell der Schweizer AHV – die Zahlung von Renten. In

der Schweiz erhalten mit der Begründung der Haushaltsersparnis zusammenlebende AHV-Empfänger-Ehepaa-

re stets nur 150 % des gemeinsamen Anspruchs. Allerdings lebt im Fall einer Trennung beziehungsweise ge-

trennter Haushalte sofort der jeweilige Anspruch zu 100 % auf. 
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sozialpolitischer Diskurse und Leitideen, die eine Individualisierung des Sozial-
und Steuerrechts und damit eine Beschränkung von Unterhaltsverpflichtungen
auf Ansprüche oberhalb des Existenzminimums akzeptiert (Hessische Staats-
kanzlei 2003) und sei es indirekt, über primär arbeitsmarkt- und armutspoli-
tisch begründeter Sozialreformen.

3.1 Konsequenzen eines Grundeinkommens für Unterhalts-
verpflichtungen

Gewiss wird diese Dynamik nicht nur aus dem konservativen Lager – mit der
Agenda 2010 zwar nicht programmatisch, aber faktisch auch seitens der So-
zialdemokraten und der Grünen – immer wieder mit Gegenbewegungen kon-
frontiert, die der Gesellschaft einen „Rückkehr zum Geschlechtervertrag des
19. Jahrhunderts“ ansinnen: „Die Entwicklung zum ‚Zwei-Erwerbstätigen‘-Mo-
dell ist keineswegs ein Selbstläufer“ (Berghahn/Wersig 2005, S. 95).11 Wie genau
allerdings ein individualisiertes  Sozialmodell  aussehen sollte und kann  und
welchen Stellenwert darin die Anerkennung der Familienarbeit besitzt, ist nicht
selbstevident und aus guten Gründen umstritten. Zur Deutung dieser ordnungs-
politischen Komplexität scheint die Theorie des Wohlfahrtsregimes besonders
geeignet, weil sie institutionell-strukturelle und kulturelle Analysen kombiniert
(dazu auch Opielka 2007).
Das  Modell  der  Grundeinkommensversicherung, aber  weitgehend  auch das
Konzept  Solidarisches  Bürgergeld,  kombinieren  die  in  der  internationalen
Wohlfahrtsstaatsentwicklung vorfindlichen Typen des Wohlfahrtsregimes, die
in Abbildung 5 systematisch verglichen werden:

- Das  liberale Regime (Ziel: Leistungsgerechtigkeit) spiegelt sich in der
auf die Selbstverantwortung der Versicherten setzenden Gewährleis-
tungspraxis,  in  der  Beschränkung  des  Umverteilungsvolumens,  der
vollständigen Entlastung des Faktors Arbeit, der Beitragsbezogenheit
der Leistungen (im Modell Solidarisches Bürgergeld nur für den Bereich

11 Diese Einschätzung gilt auch dann, wenn – wie in der schwarz-roten Koalition auf Bundesebene seit 2005 –

seitens der CDU-Familienministerin Ursula von der Leyen Maßnahmen wie das einkommensbezogene, auf ma-

ximal 14 Monate befristete Elterngeld (wie auch die Forderung nach einem Ausbau von Krippenplätzen) eher

einer sozialdemokratischen Handschrift entsprechen (ausführlich dazu Opielka 2002, 2004).
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der  Zusatzrente)  und  in  der  Förderung  von  marktbezogenen  Aktiv-
itäten, insbesondere privater Vorsorge.

- Das  sozialdemokratische beziehungsweise sozialistische Regime (Ziel:
Verteilungsgerechtigkeit) definiert sich über eine umfassende Abde-
ckung von Lebensrisiken der Marktgesellschaft, den Vorrang der Ar-
beitsmarktintegration  als  Teilhabeanspruch,  die  Einbeziehung  der
Arbeitgeber in die Verantwortung für die Arbeitslosigkeit, die – wenn-
gleich begrenzte – Lebensstandardsicherung, die Unterstützung von
Vorsorgevereinbarungen  der  Tarifparteien  beziehungsweise  der  Ge-
werkschaften, die Umverteilung nach Leistungsfähigkeit und die voll
eigenständige Sicherung von Frauen.

- Das  konservative Regime (Ziel: Bedarfsgerechtigkeit) kommt zur Gel-
tung in den Prinzipien der Subsidiarität familialen Unterhalts (Ausbil-
dungsgeld, Grundsicherung, eventuell Paarrente), der Bedarfsbezogen-
heit  beitragsunabhängiger  Leistungen,  der  Beitragsbezogenheit  fast
aller  Leistungen,  dem  Freiraum  für  berufsständische  Formen  der
Zusatzsicherung und der  Stärkung der  Familienpolitik, insbesondere
der Anerkennung der Familienarbeit als Leistungsäquivalent;

- Das  garantistische Regime (Ziel: Teilhabegerechtigkeit)  bestimmt die
Anlage des Gesamtsystems als universalistische, alle Bürger umfassen-
de  Bürger-  beziehungsweise  Volksversicherung,  die  Garantie  einer
Grundrente  und  eines  Grundeinkommens, die  Stärkung  der Rechte
von  Kindern  und  jungen  Menschen  innerhalb  der  sozialen  Siche-
rungssysteme und generell  die  nicht-diskriminierende Statussiche-
rung.

Die bei  Esping-Andersen politisch-soziologisch – letztlich politisch-kulturell –
bestimmte12 konventionelle Dreiheit der Wohlfahrtsregime: „liberal“, „sozialde-
mokratisch“ und „konservativ“ (mit den jeweils  dominanten Steuerungsme-
dien Markt, Staat und Familie) wurde seit der ersten Veröffentlichung 1990 vor
allem in zwei Hinsichten kritisiert, die für unsere Betrachtung relevant sind.
Zum einen wurde die Dreiheit selbst kritisiert, entweder weil man Ideal-Typo-

12 Die zumeist, auch von Esping-Andersen, geäußerte Behauptung, diese Typologie sei rein empirisch durch

Clusteranalysen zustande gekommen, erscheint  sozialwissenschaftlich problematisch.  Sowohl die in  Abbil-

dung 5 genannten Variablen und Indikatoren – Dekommodifizierung und Umverteilung sind die beiden zentra-

len Variablen bei Esping-Andersen, die entsprechenden Indikatoren werden von ihm verwendet – sind theorie-

geleitet, wie auch die Abgrenzung der Cluster und die Interpretation von Mischformen beziehungsweise Hybri-

den (dazu Arts/Gelissen 2002; Opielka 2004, S. 48 ff.). 
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logien als solche einer heimlichen Ontologie verdächtigte – eine Kritik, die hier
nicht weiter verfolgt wird – , oder weil man sie für unzureichend hielt. So wur-
den  verschiedene  Erweiterungen  oder  auch  Retypisierungen  vorgeschlagen
(Überblick bei Arts/Gelissen 2002), wobei Letztere praktisch immer auf die poli-
tisch eingeführte Dreiheit Links-Mitte-Rechts rekurrierten. 

Als Ergänzung wurden in der Literatur zur vergleichenden Sozialpolitik vor
allem drei Regimetypen eingebracht: „Latin Rim“ beziehungsweise „mediterran“
– gemeint sind damit die südeuropäischen Wohlfahrtsstaaten mit hohem Fami-
lismus und kaum vorhandenen Minimalsicherungen – „postsozialistisch“ und
„konfuzianisch“. Offensichtlich handelt es sich bei allen drei Ergänzungen um
phänomenologische Entdeckungen, die auf einem anderen analytischen Niveau
liegen  als  die  politisch-theoretische  und  zugleich  steuerungstheoretische
(Markt-Staat-Gemeinschaft) Begründung bei Esping-Andersen.

Mit dem Regimetypus „Garantismus“ könnte sowohl ein sozialtheoretisch
begründeter (Opielka 2006) wie sozialpolitiktheoretisch nützlicher, analytischer
Begriff  gefunden worden sein, der an die vergleichende Sozialpolitikdebatte
anschließt, wie zugleich erlaubt, die für die Gender- und Care-Perspektive essen-
ziellen Dimensionen transparent zu machen. Wie in Abbildung 5 skizziert, ent-
halten die von Esping-Andersen herangezogenen Variablen „Dekommodifi-
zierung“ und „Umverteilung“ nur indirekt jene Perspektive. Betrachten wir
jedoch die Variablen (dominante) „Steuerungsformen“, „Gerechtigkeitsprinzi-
pien“ und „Solidarität“ genauer, so wird sichtbar, dass die Leitmotivik, die so-
zialpolitische Kultur geschlechterbezogen ist. Da dies hier nicht für alle drei
Variablen rekonstruiert werden kann, sollen Hinweise und eine fokussierende
Variable genügen: Wenn im liberalen Regimetyp das Steuerungssystem Markt
dominiert, stellt sich sofort die Frage nach geschlechtsbezogenen Marktzugän-
gen oder nach den Leistungen, die mit dem hier dominanten Konzept der Leis-
tungsgerechtigkeit evaluiert werden. Zählen beispielsweise nur monetarisier-
te, vermarktlichte  Care-Leistungen  dazu?  Die  häufige  Vernachlässigung  der
Geschlechterdimensionen in marktliberalen Argumentationen zeigt sich auch
in einer  Kritik öffentlicher Dienstleistungen: „So mag die  Finanzierung von
Kinderkrippen mit Steuergeldern zeitgeistig sein, doch dass man sich seinen
Lebensentwurf von der Allgemeinheit unterstützen lässt, obwohl man nicht in
Armut lebt, widerspricht liberaler Auffassung“ (Schwarz 2006, S. 9). 
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Abbildung 5: Vier Typen des Wohlfahrtsregimes

Quelle: Überarbeitet und erweitert nach Opielka 2004, S. 35 und ders. 2006 c, S. 37
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Wenn wiederum im sozialdemokratisch-sozialistischen Regimetyp das Steue-
rungssystem Staat privilegiert und die Herstellung von Verteilungsgerechtig-
keit politisch induziert wird, so stellt sich die Frage nach der politischen Reprä-
sentation von Frauen wie auch die Frage, ob Geschlechtergerechtigkeit im fa-
milial-gemeinschaftlichen  Zusammenhang  tatsächlich  vor  allem  politisch
hergestellt werden kann oder ob hier – worauf liberale und konservative Posi-
tionen bestehen – Gerechtigkeit innerhalb familiärer Gemeinschaften selbst
kommunikativ ausgehandelt werden muss. 

Die  fokussierende  Variable  wäre womöglich  „Unterhaltsverpflichtung“.
In  Abbildung  5  wird  im  liberalen  Regimetyp  „Haushalt“  markiert,  entspre-
chend der dort dominierenden Subsidiaritätskonzeption, die nicht korporatis-
tisch – wie im konservativen, vor allem von der katholischen Soziallehre beein-
flussten Regimetyp – begründet wird, sondern bisher in der Dichotomie „staat-
lich-privat“ zur Abwehr der Legitimation von Sozialrechten oder zumindest zu
ihrer Begrenzung. Da sich diese Ideologisierung sowohl an der Realität einer
insbesondere im globalen Maßstab bedrückenden Negierung der Bedürfnisse
von Kindern und Eltern, vor allem von Müttern, bricht (Heymann 2006) wie an
einer wenngleich langsamen Zunahme der Sorgeinteressen von Vätern auch
in liberalen und konservativen Wohlfahrtsstaaten (Haney/March 2003; Eng-
land 2005; Mühling/Rost 2006) dürfte auch die Unterhaltskonstruktion Haus-
halt erodieren. Die sozialdemokratisch-sozialistische Konzeption, die auch in
der feministischen Diskussion dominiert, argumentiert für eine konsequente
Individualisierung von Unterhaltsverpflichtungen. Allerdings sind gerade in
den hier prototypischen skandinavischen Wohlfahrtsstaaten in den letzten Jah-
ren  Diskurse  einer  Politisierung  von  Elternschaft  zu  beobachten  (Elling-
saeter/Leira 2006), die das bislang protegierte „Dual-Earner“-Modell durchaus
infrage stellen können. Immer mehr Autorinnen und Autoren sprechen gar
vom „Myth of a Dual-Earner Society“. Jane Lewis argumentiert, dass eine egali-
täre Position von Frauen auf dem Arbeitsmarkt ein berechtigtes Ziel sei, macht
aber auf die Dilemmata bei der Verfolgung dieses Ziels aufmerksam: „Solange
kein  Zugang  zu  kostengünstigen  und  qualitativ  hochwertigen  Betreuungs-
und Pflegeangeboten besteht, dürften sich Frauen dem Anforderungsprofil ei-
ner vollständigen Individualisierung so gut es geht widersetzen, oder junge
und alte Angehörige werden gravierende Einbußen ihrer Lebensqualität hin-
nehmen müssen“ (Lewis 2003, S. 48). Der Grund ist der Mangel an systemati-
scher Berücksichtigung der  Care-Dimension im sozialdemokratisch-sozialisti-
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schen Egalitätsszenario: „Zugleich bleibt aber der Platz der Fürsorge im Modell
des erwachsenen Erwerbstätigen unbestimmt“ (ebd.).

Die empirisch unübersehbare Bedeutung traditioneller Familienleitbilder
für die Berufsverläufe von Müttern und Vätern, eine „Kontinuität trotz Wan-
del“ (Mühling und andere 2006) könnte vordergründig als Bestätigung der im
konservativen Regimemodell  dominanten Unterhaltskonzeption Ehe/Familie
interpretiert werden. Doch auch hier empfiehlt sich die geschlechteranalyti-
sche Perspektive, die deutlich macht, dass ein komplexes Bündnis aus religiö-
sen und bürgerlich-paternalistischen Bewegungen die Sphäre von Familie und
Care sehr einseitig den Frauen zuschrieb und die Erwerbstätigkeit von Frauen
instrumentell makroökonomischen Interessen unterwarf (Morgan 2006). Ge-
meinschaft ist wie Markt und Staat ein Steuerungssystem, das gesellschaftlich
unverzichtbar bleibt (Opielka 2006). Die Verweisung von Frauen auf Mikro-Ge-
meinschaften und die Dominanz von Männern in Meso- und Makrogemein-
schaften (Verbände, Nation) bildet sozusagen die kulturelle Hintergrundpartitur
für die Legitimation traditioneller Unterhaltsbeziehungen. Soziologisch-perspek-
tivisch formuliert: Die Vergemeinschaftung von Männern als Väter könnte den
universalistischen Sinn des konservativen Regimemodells bewahren, ohne Ge-
meinschaft zugunsten von Markt- und Staats-Vergesellschaftung zu suspen-
dieren. 

In diese Richtung zielt schließlich der Regimetyp Garantismus. Die hier
maßgebliche  Unterhaltskonzeption  kann  als  „subsidiär-individualisiert“  be-
zeichnet werden: Der Wohlfahrtsstaat garantiert das Existenzminimum in ei-
ner zunehmend pauschalisierten Grundeinkommensform. Das herkömmliche
Subsidiaritätskonzept wird transformiert, die Selbsthilfe der Individuen wird
auf der Grundlage eines existenzsichernden Sockels entfaltet. Anders als in der
sozialdemokratisch-sozialistischen Vision einer egalitären „Dual-Earner“-Exis-
tenz für alle wird die Idee der Egalität realistisch geerdet, indem sowohl die
aus Marktteilnahmen unvermeidlichen Ungleichheiten wie die mit Gemein-
schaft und Sorge einhergehenden Bedürftigkeiten anerkannt werden. Der Re-
gimetyp Garantismus und seine Einziehung sozialer Grundrechte in moderne
Wohlfahrtsstaatlichkeit ist dabei keineswegs nur ein zivilreligiöser, womöglich
„grüner“ Traum, sondern vielmehr, wie am Beispiel der Idee einer Grundein-
kommensversicherung und ihres Nukleus im Schweizer Sozialstaat sowie an
der Idee des Solidarischen Bürgergeldes diskutiert wurde, eine realitätsnahe
institutionelle Option. 



Grundeinkommen als umfassende Sozialreform 165

3.2 Gemeinschaftsengagement und Grundeinkommens-
reform

Ich habe in diesem Beitrag die sozialreformerische Potenz der Grundeinkom-
mensidee einerseits auf die neueren Entwicklungen der Sozialpolitik (zum Bei-
spiel Hartz IV) bezogen und zum anderen die Individualisierung der sozialen
Sicherung betont, die mit diesen Reformbestrebungen einhergeht beziehungs-
weise einhergehen würde. Es ist hier nicht der Raum für eine Erörterung, ob
eine Individualisierung der Sozialpolitik zur Erosion von Ehe und Familie bei-
trägt oder, im Gegenteil, die markt- und kulturbedingten Erosionsprozesse zu-
mindest  teilweise  kompensieren  kann.  Empirische  Evidenz  spricht  für  die
zweite Position (dazu Opielka 2002, 2004, 2006 b). Vielleicht noch deutlicher
wird die Gemeinschaftsfreundlichkeit von solidarischen Grundeinkommens-
reformen, wenn wir abschließend zumindest skizzenhaft deren mögliche Aus-
wirkungen auf freiwilliges Bürgerengagement diskutieren.

Das Interesse am Ehrenamt, am freiwilligen Engagement, nimmt seit den
1990er-Jahren zu – sowohl von Einsatzwilligen als auch von „offizieller“ Seite,
von Bundesregierung wie von Landesregierungen, Kommunen und sozialen
Trägern. Drei Ursachen dieser Entwicklung lassen sich unterscheiden: Eine ist
die Hoffnung auf Kostensenkungen. Die zweite ist die Bürokratie- und Exper-
tenkritik. So kann man beobachten, dass das Gesundheitswesen auch selber
Krankheiten hervorbringt, dass Experten die Leute auch ihrer Selbsthilfekom-
petenzen enteignen. Die dritte ist die Erkenntnis, dass in Ländern wie den USA
das Engagement-Potenzial viel höher ist und viel mehr verankert bis in alle ge-
sellschaftlichen Nerven und Adern hinein. Dort sagt man: Es gehört zu einer
guten demokratischen Gesellschaft, dass die Menschen sich für ihre Interessen
und auch für die Interessen ihres Nächsten einsetzen. 

Mit  der  Verfestigung  der  Langzeiterwerbslosigkeit  wird  diskutiert,  ob
das Ehrenamt ein Erwerbsarbeitsersatz sein könnte, wenn immer mehr Leu-
te aus dem Arbeitsprozess fallen. Seit Mitte der 1990er-Jahre wurde vor al-
lem von Ulrich Beck das Konzept der „Bürgerarbeit“ vertreten. Dass bezahlte
Arbeit den heutigen Stellenwert hat, verdankt sie der Industriegesellschaft
und  dem  Kapitalismus.  Davor  war  die  Selbstversorgungsökonomie  domi-
nant.  Damals  resultierte  der  Status  aus  Familienbindungen, aus  Herkunft
und  anderen  Gemeinschaftsbindungen. Es  gibt  heute  viele  Menschen, die
über ihre bezahlte Erwerbsarbeit aus eigener Sicht einen eher kümmerlichen
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Status erreichen. Aber über ihr Engagement sind sie Vorstandsmitglieder oder
sind Obmann oder Obfrau einer für sie wichtigen Gruppe. Da tritt die bezahlte
Arbeit von ihrem Empfinden her in den Hintergrund. Andererseits zeigen For-
schungen einen Zusammenhang zwischen dem Status in der bezahlten Arbeit
und der Freiwilligenaktivität. Wer sich im Ehrenamt erfolgreich engagiert, fin-
det meistens auch wieder leichter einen Job. Es gibt viele Leute, die ehrenamt-
lich aktiv sind  in der Hoffnung, auf diesem Wege ihre gesellschaftliche Prä-
senz, ihre Teilhabe, zu verbessern. 

Mit dem Konzept der „Bürgerarbeit“ ist die Idee eines garantierten oder
„bedingungslosen“  Grundeineinkommens  eng  verbunden.  Die  Frage  lautet:
Könnte die finanzielle Absicherung von Menschen, die aus dem Arbeitsprozess
gefallen sind, ermöglichen, dass gesellschaftlich notwendige, aber scheinbar
nicht bezahlbare Arbeit auf freiwilliger Basis geleistet wird? Zwar scheint we-
nig realistisch, dass man einfach Geld in die Gesellschaft einspeisen kann und
schon engagieren sich die Leute. Es könnte auch sein, dass viele einfach  „ab-
hängen“.  Dennoch  transportiert  ein  Grundeinkommen  eine  erhebliche  fak-
tische  und  symbolische  Bedeutung.  Es  signalisiert:  Ein  Teil  des  Volksein-
kommens wird auf alle  verteilt. Ein Grundeinkommen ist  so etwas wie die
Rückgabe des Reichtums, den die Gesellschaft sich erarbeitet, an die Gesell-
schaft. Insoweit kann man sagen, dass vor allem für den Bereich der Familien-
arbeit, für den Bereich des freiwilligen Engagements, aber auch für den Be-
reich Bildung das Grundeinkommen eine pauschalierte Ermöglichung werden
könnte. 

Die Idee des Grundeinkommens relativiert auch die Gefahren eines „neo-
liberalen“ Niedriglohnsektors gravierend. Geringe Bezahlung, sei es wegen Teil-
zeit oder eben bei „Bürgerarbeit“, im Grenzbereich von Erwerbsarbeit und Frei-
willigenengagement, führt dann nicht zur Armut (working poor). In gewisser
Weise ist ein Grundeinkommen eine Art Kombilohn für alle, der den Arbeits-
markt aus einer dominanten Zuweisungsfunktion über Status und Armutsver-
hinderung löst und mehr Entscheidungsfreiheit für alle Bürgerinnen und Bür-
ger eröffnet. Das Modell des Solidarischen Bügergeldes ist  in dieser Hinsicht
wohl  noch  deutlich  elastischer  als  die  von  mir  aus  eher  systematischen
Gründen  bevorzugte  Grundeinkommensversicherung.  Dies  kann  anschau-
lich an der Frage gezeigt werden, ob ein Mindestlohn mit einem Grundein-
kommen kompatibel ist. Sowohl in den USA (EITC/Earned Income Tax Credit)
wie  in  Großbritannien  existieren  Negativsteuersysteme  für  Erwerbstätige
und gleichzeitig gesetzliche Mindestlöhne. Denkbar wäre es, den Non-Profit-
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Bereich von Mindestlohnregelungen auszunehmen und hier mit der Einfüh-
rung  eines  Grundeinkommens  beziehungsweise  Solidarischen  Bürgergeldes
zu beginnen. Anknüpfen könnte dies ordnungspolitisch an den Regelungen
des „zweiten“ oder gar „dritten“ Arbeitsmarktes, der auch bisher schon „zusätz-
liche“ und „gemeinnützige“ Tätigkeiten umfassen muss.

Das 20. Jahrhundert konnte als das Jahrhundert der Lohnarbeit  gelten,
der Arbeits- und Vollbeschäftigungsutopie. Die Verallgemeinerung der Lohnar-
beit war und ist die Grundlage des „lohnarbeitszentrierten“ Sozialstaats, der
„bismarckschen“ Idee der Sozialversicherungen und auch der Integration von
Frauen in den Arbeitsmarkt, wie sie das skandinavische, das französische und
das  sozialistische  Sozialmodell  kennzeichnen. Wird  nun  das  21. Jahrhundert
mangels einer ausreichenden Anzahl bezahlter Arbeitsplätze zum Jahrhundert
der freiwilligen Arbeit? 

Viele Beobachter dieser Entwicklung, einer der prominentesten ist Jeremy
Rifkin, gehen davon aus, dass die Produktivitätssteigerungen die Erwerbsarbeit
„ausgehen“  lassen.  Man  kann  aber  beobachten,  dass  es  den  Industrie-
gesellschaften  in  den  vergangenen  Jahrzehnten  gelungen  ist,  das  Beschäfti-
gungsniveau kaum absinken zu lassen. Das ist das Programm der Dienstleis-
tungsgesellschaft. Es ist auf den ersten Blick gegenläufig zur Konjunktur des
Freiwilligenengagements. Immer mehr Leistungen der Wohlfahrtsproduktion,
die  heute  ehrenamtlich  oder  in  Familien  geschehen, sollen  in  Erwerbsarbeit
transformiert werden, in Pflege, Wellness, Gesundheit, Bildung sowie eigentlich
allen Bereichen der Haushaltsproduktion, vom Online-Einkauf bis zur intimen
Kommunikation. Diese Dienstleistungen haben ein erhebliches Arbeitsmarktpo-
tenzial, ein Potenzial an bezahlter Arbeit. Die spannende und empirisch nicht
leicht zu beantwortende Frage ist, ob die Dienstleistungsexpansion, also Verbe-
ruflichung und Professionalisierung, die Gemeinschaftsarbeit austrocknet, gera-
dezu überflüssig macht. 

Gegen eine marktliche Dienstleistungsutopie lässt sich mit guten Grün-
den argumentieren, dass und warum freiwillige, gemeinschaftliche Arbeit zu-
kunftsträchtig  erscheint.  Denn  freiwilliges  Engagement  bedeutet  eine  Art
Übergang zwischen Familie im engeren Sinn und Erwerbsbereich. Noch in den
1980er-Jahren sprach die Wissenschaft vom „intermediären Sektor“. Der Be-
griff  hat  sich abgenutzt, weil  Freiwilligenengagement nicht einfach nur als
Zwischenbereich, als  eine  Art  Negation  von  Familie  und  Markt  verstanden
werden kann. Unterdessen drängte sich, auch durch die Forschungen und Bei-
träge des US-Forschers Robert Putnam, der Begriff des „Sozialkapitals“ in den
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Vordergrund. Er bildet ein unverzichtbares theoretisches Konzept für eine In-
terpretation des Freiwilligenengagements in den modernen Gesellschaften
des  21.  Jahrhunderts  (Opielka  2006).  Damit  wird  auch  empirisch  deutlich,
dass gegenseitige Hilfe, personale Netzwerke und Ehrenamt für Dritte nicht
einfach nur eine Ressource für ökonomische und politische Zwecke bilden,
sondern  einen  Zweck  in  sich, einen  Reichtum  der  Gesellschaft  ausmachen.
Freiwilliges Engagement ist daher weder Lückenbüßer noch Sahnehäubchen
des Sozialstaats, sondern seine Grundlage. Ohne Engagement ist eine gute
Gesellschaft  nicht  denkbar. Das  Ehrenamt  ist  nur  eine  von  verschiedenen
Ausdrucksformen des gemeinschaftlichen, freiwilligen Engagements in einer
Gesellschaft. Es ist die Grundlage des subsidiären und insoweit liberalen So-
zialstaats. 

Ein Grundeinkommen – ob nun in Form einer Grundeinkommensversi-
cherung oder des Solidarischen Bürgergeldes – tritt in verlässliche Vorleistung.
Es gibt Sicherheit für unternehmerische, berufliche und gemeinschaftliche Tä-
tigkeiten. Damit wird nicht die Gesellschaft verstaatlicht, sondern der Sozial-
staat gesellschaftlich. Thomas Straubhaar hat den Altmeister des deutschen
Neo-Liberalismus, Wilhelm Röpke, in diesem Sinne und das Grundeinkommen
als  „zutiefst  individualistisches  wie  auch  egalitäres  Konzept“  interpretiert
(Straubhaar 2007, S. 8). Die „garantistische“ Idee des Grundeinkommens ist an-
schlussfähig  für  liberale,  konservative  wie  sozialdemokratisch-sozialistische
Ordnungsvorstellungen. Sie passt damit in eine globalisierte Welt, in der der
bismarcksche Sozialstaat zunehmend als ein Anachronismus erscheint.
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